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1 Einleitung

In der Europäischen Union (EU) sind offene Märkte durch die sogenannten 
Grundfreiheiten des Binnenmarktes definiert. Dazu zählen neben dem freien 
Personenverkehr die Güter- und Kapitalverkehrsfreiheit sowie die Niederlassungs- 
und Dienstleistungsfreiheit, die bereits im Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG-Vertrag) von 1957 angelegt worden sind. Der 
Binnenmarkt ist eine der wichtigsten Errungenschaften der europäischen In
tegration und tragende Säule der EU.

In der Praxis stehen der Verwirklichung der Binnenmarktfreiheiten jedoch 
auch heute noch oft nichttarifäre Hemmnisse und andere staatliche Eingriffe in 
den Markt etwa in Form von Subventionen entgegen. Diese Hindernisse sind 
meist wenig transparent. Die Staaten verfolgen damit häufig den Zweck, ihre 
Märkte vor ausländischer Konkurrenz zu schützen und den eigenen Unternehmen 
Marktvorteile einzuräumen. Sie verstoßen damit freilich gegen Buchstabe und 
Geist des EU-Vertrags.

Die Diskussion um die Dienstleistungsrichtlinie hat gezeigt, wie vielfältig die 
Marktzugangsbeschränkungen innerhalb der EU sind. Es liegt in der Natur der 
Sache, dass diese Beschränkungen sehr intransparent sind. Bekannt werden sie 
allenfalls im Wege der anekdotischen Evidenz oder wenn sie der EU-Kommission 
angezeigt und somit aktenkundig werden. 

Der folgende Beitrag untersucht den heutigen Zustand der Verwirklichung des 
Binnenmarktes. In einem ersten Schritt werden die Entwicklung, das Ausmaß 
und die Grenzen der Binnenmarktfreiheiten aufgezeigt (Kapitel 2). Dabei sind 
sowohl die Bemühungen des EU-Gesetzgebers um die Vollendung des Binnen-
marktes als auch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zur 
Auslegung der Grundfreiheiten zu berücksichtigen. Diese eher abstrakten Aus-
führungen sollen im Folgenden an der Praxis gespiegelt werden. Kapitel 3 be-
schreibt zunächst zwei Problembereiche im Binnenmarkt, zum einen die Ausein
andersetzungen um die Dienstleistungsrichtlinie und zum anderen die Märkte für 
Verteidigungsgüter. Kapitel 4 ist den Subventionen der Mitgliedstaaten gewidmet, 
weil staatliche Beihilfen ebenfalls das Funktionieren des Binnenmarktes stören 
können. In Kapitel 5 werden schließlich Informationen über Vertragsverletzungs-
verfahren zusammengetragen und ausgewertet.

Die EU-Kommission kann, wenn ein Mitgliedstaat gegen seine Pflichten aus 
dem EG-Vertrag verstößt und zum Beispiel die Binnenmarktfreiheiten verletzt, 
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ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten, das bis zu einer Verurteilung durch 
den Europäischen Gerichtshof führen kann. Die EU-Kommission veröffentlicht 
dazu jährlich einen Bericht mit statistischen Übersichten. Als weitere Informations
quelle dienen die Urteile des Europäischen Gerichtshofs, die sowohl über die 
Internetseite des Gerichtshofs als auch über die Datenbank EUR-Lex recherchiert 
werden können. Seit dem Jahr 2000 sind dort mehrere Hundert Urteile verzeich-
net, in denen über eine Klage gegen ein Land aus dem Kreis der 15 alten Mit-
gliedstaaten entschieden wurde. Diese Urteile werden daraufhin ausgewertet, ob 
dem jeweiligen Verfahren eine mit dem Binnenmarkt nicht vereinbare Marktzu-
gangsbeschränkung zugrunde lag oder liegt. Die Auswertung wird auf einige 
große Länder wie das Vereinigte Königreich, Deutschland, Frankreich, Italien 
und Spanien sowie Griechenland beschränkt. Außerdem stellt die Europäische 
Kommission auf ihrer Internetseite Informationen zu Vertragsverletzungsverfahren 
im Bereich des öffentlichen Auftragswesens bereit. Die Analyse der Vertragsver-
letzungsverfahren durch die EU-Kommission und die Urteile des Europäischen 
Gerichtshofs sollen zeigen, wo es auch heute noch Hindernisse im Binnenmarkt 
gibt und Schwerpunkte feststellbar sind.

Entwicklung, Grenzen und Bedeutung  
des Binnenmarktes

Wie eingangs erwähnt, war die Schaffung eines Binnenmarktes schon im 
EWG-Vertrag von 1957 angelegt. Dort wird als Aufgabe der Gemeinschaft die 
Errichtung eines Gemeinsamen Marktes beschrieben. Dazu zählen erstens die 
Abschaffung der Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen bei der Ein- und 
Ausfuhr von Waren sowie aller sonstigen Maßnahmen mit gleicher Wirkung 
zwischen den Mitgliedstaaten – und zweitens die Beseitigung der Hindernisse 
für den freien Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zwischen den Mit
gliedstaaten. Während die Abschaffung der Zölle und mengenmäßigen Handels-
beschränkungen planmäßig gelang und bereits zum 1. Juli 1968 erreicht wurde 
– eineinhalb Jahre vor dem vereinbarten Datum (Brandstetter, 1996, 78) –,  
erwies sich die Verwirklichung des freien Personen-, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehrs einschließlich der Niederlassungsfreiheit als erheblich schwie-
riger. Die EU-Kommission ergriff im Jahr 1985 eine neue Initiative und legte das 
Weißbuch zur Vollendung des Binnenmarktes vor (Europäische Kommission, 

2
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1985). Diese Initiative stieß bei den Mitgliedstaaten auf große Zustimmung, 
sodass mit der Einheitlichen Europäischen Akte von 1986/87 das Ziel der schritt-
weisen Vollendung des Binnenmarktes bis zum 31. Dezember 1992 in den Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft aufgenommen wurde. 
Weitere Hinweise auf Regelungen zum Binnenmarkt liefert Übersicht 1.

Das Weißbuch enthielt rund 280 gesetzgeberische Vorschläge der Kommission 
für konkrete Schritte auf dem Weg zu einem vollendeten Binnenmarkt ohne 
Grenzen für den freien Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr. 
In der Definition des Europäischen Gerichtshofs bedeutet die Verwirklichung des 
Gemeinsamen Marktes „die Beseitigung aller Hemmnisse im innergemeinschaft-
lichen Handel mit dem Ziele der Verschmelzung der nationalen Märkte zu einem 
einheitlichen Markt, dessen Bedingungen denjenigen eines wirklichen Binnen-
marktes möglichst nahekommen“ (Europäischer Gerichtshof, 1982, Erwägungs-
grund 33).

Zweite Säule neben den 280 Binnenmarktrichtlinien oder -verordnungen ist 
das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung nationaler Normen und Vorschriften 

Wichtige binnenmarktrelevante Regelungen	 Übersicht 1 
im EG-Vertrag
Artikel 12 Diskriminierungsverbot

Artikel 14 Verwirklichung des Binnenmarktes, Definition durch die vier Freiheiten des Waren-, 
Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs

Artikel 17 Unionsbürgerschaft

Artikel 18 Freizügigkeit

Artikel 23 Zollunion

Artikel 24 Freier Verkehr für Waren aus Drittländern, die in einem Mitgliedstaat rechtmäßig 
eingeführt worden sind

Artikel 25 Verbot von Ein- und Ausfuhrzöllen 

Artikel 28 
und 29

Verbot mengenmäßiger Einfuhr- und Ausfuhrbeschränkungen sowie von Maß
nahmen gleicher Wirkung

Artikel 30 Ausnahmen vom Beschränkungsverbot aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, 
Ordnung und Sicherheit, zum Schutze der Gesundheit und des Lebens von 
Menschen, Tieren oder Pflanzen, des nationalen Kulturguts von künstlerischem, 
geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des gewerblichen und kommer-
ziellen Eigentums 

Artikel 39 Freizügigkeit der Arbeitnehmer

Artikel 43 Freies Niederlassungsrecht

Artikel 49 Freier Dienstleistungsverkehr

Artikel 56 Freier Kapital- und Zahlungsverkehr

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Basis des EG-Vertrags
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anstelle einer EU-weiten Harmonisierung. Dieser Grundsatz besagt, dass Waren, 
die in einem Mitgliedstaat rechtmäßig erzeugt und in den Verkehr gebracht wer-
den, prinzipiell auch in den anderen Mitgliedstaaten verkauft werden dürfen. 
Unterschiedliche Rechtsordnungen können sich als Handelshemmnis erweisen, 
auch wenn sie in Bezug auf die Staatsangehörigkeit nicht diskriminierend wirken. 
Eine gemeinschaftsweite Harmonisierung unterschiedlicher Produktvorschriften 
erweist sich nicht nur als sehr aufwendig, sie birgt auch die Möglichkeit einer 
Überregulierung. So besteht immer die Gefahr, dass Mitgliedstaaten mit hohen 
Standards diese aus Wettbewerbsgründen im Harmonisierungsprozess als für die 
gesamte Union verbindlich festlegen wollen. Außerdem wird eine gemeinschafts-
weite Harmonisierung auch nicht den unterschiedlichen Präferenzen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten hinsichtlich des Regulierungsumfangs Rechnung 
tragen können.

Am Prinzip der gegenseitigen Anerkennung lässt sich zeigen, welche Rolle 
der Europäische Gerichtshof bei der Durchsetzung und Entwicklung der Binnen-
marktfreiheiten gespielt hat (Mussler, 1998, 99 ff.). Der EWG-Vertrag von 1957 
enthält in Artikel 7 das Verbot der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörig
keit. Die Einfuhr von Waren oder Dienstleistungen aus einem anderen Mitglied-
staat darf also nicht deshalb untersagt oder behindert werden, weil die Produkte 
oder Leistungen aus dem Ausland stammen. In diesem Sinne wurden zunächst 
auch die vier Binnenmarktfreiheiten interpretiert; demnach gilt für den Personen-, 
Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr das Prinzip der Inländergleichbe-
handlung. Damit war aber noch nicht das Problem gelöst, dass es auch nichtdis-
kriminierende Regelungen gibt, die zwar für Inländer und Ausländer gleicher-
maßen gelten, die aber dennoch wie ein Handelshemmnis wirken können. Be-
kannte Beispiele sind das Reinheitsgebot für das deutsche Bier oder die Festlegung 
eines Mindestalkoholgehalts für Liköre im deutschen Branntweinmonopolgesetz. 
Inländergleichbehandlung bedeutete in diesen Fällen, dass auch Produkte aus 
dem Ausland den Regeln des Bestimmungslandes entsprechen müssen. Dem hat 
der Europäische Gerichtshof das Ursprungslandprinzip entgegengesetzt. Danach 
müssen die Vorschriften für die Herstellung und Kontrolle eines Produkts, die im 
Ursprungsland gelten, auch im Bestimmungsland anerkannt werden (Behrens, 
1992, 156 f.). Die gegenseitige Anerkennung von Produkt- und Vermarktungs-
vorschriften hat der Europäische Gerichtshof im berühmt gewordenen Cassis-de-
Dijon-Urteil aus dem Jahr 1979 betont (Europäischer Gerichtshof, 1979, Ent-
scheidungsgrund Nr. 14). Danach durfte Deutschland die Einfuhr dieses Likörs 
nicht mehr mit dem Hinweis auf einen Mindestweingeistgehalt im deutschen 
Recht untersagen.
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Der Europäische Gerichtshof hat auch in verschiedenen anderen Urteilen das 
Diskriminierungsverbot zu einem allgemeinen Beschränkungsverbot im Bereich 
des Waren- und auch des Dienstleistungsverkehrs weiterentwickelt (Behrens, 
1992, 149). Von besonderer Bedeutung war dabei schon die Dassonville- 
Entscheidung von 1974. Dort heißt es in den Leitsätzen: „Jede Handelsregelung 
der Mitgliedstaaten, die geeignet ist, den innergemeinschaftlichen Handel unmit-
telbar oder mittelbar, tatsächlich oder potentiell zu behindern, ist als Maßnahme 
kontingentgleicher Wirkung anzusehen“ (Europäischer Gerichtshof, 1974, 1. Leit- 
satz). Die Absicht einer Handelsbeschränkung ist hierbei nicht erforderlich 
(Oppermann, 2005, 416).

In der Cassis-de-Dijon-Entscheidung hat sich der Europäische Gerichtshof 
überdies mit den Grenzen der Binnenmarktfreiheiten auseinandergesetzt. Danach 
müssen Hemmnisse für den Binnenhandel der Gemeinschaft hingenommen 
werden, die sich aus unterschiedlichen nationalen Vermarktungsregelungen er-
geben, sofern diese Bestimmungen notwendig sind, um zwingenden Erforder
nissen des Allgemeinwohls gerecht zu werden. Dazu zählt der Europäische Ge-
richtshof insbesondere eine wirksame steuerliche Kontrolle, den Schutz der 
öffentlichen Gesundheit und der Verbraucher sowie die Lauterkeit des Handels-
verkehrs. Er verneinte jedoch, dass die Vorschriften des deutschen Branntwein-
monopolgesetzes über den Mindestalkoholgehalt diesen Zielen dienten. Vielmehr 
sah er darin eine Wettbewerbsbeschränkung und damit ein mit dem Vertrag nicht 
zu vereinbarendes Handelshemmnis (Europäischer Gerichtshof, 1979, Entschei-
dungsgrund Nr. 14).

Artikel 30 EG-Vertrag listet Ausnahmen nicht wirtschaftlicher Art vom gene-
rellen Verbot der Einfuhr- und Ausfuhrbeschränkungen auf. Genannt werden 
Gründe der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, der Schutz der 
Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen, der Schutz des 
nationalen Kulturguts und der Schutz des gewerblichen und kommerziellen 
Eigentums. Ausdrücklich bestimmt dieser Artikel, dass Beschränkungen nicht 
willkürlich diskriminieren und keine verschleierte Handelsbeschränkung dar
stellen dürfen. Die Ausnahmevorschriften sind eng auszulegen; die Aufzählung 
ist abschließend (Geiger, 2004, 252). Die Einschränkung muss zur Erreichung 
des Ziels geeignet sein und sich auf das unbedingt Notwendige beschränken. 
Überdies gilt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, das heißt bei Abwägung 
des nicht wirtschaftlichen Interesses mit der Warenverkehrsfreiheit muss es sich 
um eine angemessene Maßnahme handeln; der Europäische Gerichtshof legt 
strenge Maßstäbe an (Geiger, 2004, 253 und 256). Der Mitgliedstaat, der sich auf 
diese Vorschrift beruft, trägt die Beweislast (Geiger, 253).
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Auch die einer besseren Finanzallokation und der Sicherung der Investitions-
finanzierung im Binnenmarkt dienende Kapitalverkehrsfreiheit (Geiger, 2004, 
352) gilt nicht unbeschränkt. Ausnahmen sind im EG-Vertrag in Artikel 58 ge-
regelt. Danach dürfen die Mitgliedstaaten in ihren steuerrechtlichen Vorschriften 
nach dem Wohnsitz des Steuerpflichtigen sowie nach dem Ort der Kapitalanlage 
differenzieren, das heißt die grundlegende Unterscheidung zwischen Steuer
inländern und Steuerausländern darf beibehalten werden (Geiger, 2004, 356). 
Dies hinderte den Europäischen Gerichtshof im Jahr 2007 freilich nicht daran, 
im Fall Meilicke1 eine Vorschrift des deutschen Steuerrechts für nicht gemein-
schaftsrechtskonform zu erklären, die zwischen inländischen und ausländischen 
Kapitalanlagen unterschied. In den Jahren 1995 bis 1997 erhielten die Bezieher 
von Dividenden in Deutschland eine Steuergutschrift, wenn die Ausschüttungen 
von deutschen Gesellschaften gezahlt wurden. Empfänger von Dividenden aus-
ländischer Gesellschaften konnten diese Steuergutschrift nicht geltend machen. 
Der Europäische Gerichtshof entschied, dass die Artikel 56 und 58 EG-Vertrag 
dieser Regelung entgegenstehen.

Die Mitgliedstaaten dürfen gemäß Artikel 58 ferner Maßnahmen treffen, um 
Verstöße gegen innerstaatliche Rechts- und Verwaltungsvorschriften, insbeson-
dere im Steuerrecht und bei der Aufsicht über Finanzinstitute, zu verhindern. 
Zulässig sind weiterhin Meldeverfahren für den Kapitalverkehr, um administra-
tive und statistische Informationen zu erhalten. Schließlich dürfen die Mitglied-
staaten auch Maßnahmen ergreifen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung erforderlich sind. Dazu zählen zum Beispiel Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Geldwäsche und anderer rechtswidriger Tätigkeiten wie Steuer-
hinterziehung, Drogenhandel und Terrorismus (Streinz/Sedlaczek, 2003, 768). 
Nicht zulässig sind dagegen Beeinträchtigungen aufgrund allgemeiner finan- 
zieller oder wirtschaftlicher Interessen eines Mitgliedstaates (Geiger, 2004,  
357). In dem eben genannten Fall Meilicke hatte die Bundesrepublik Deutschland 
in der mündlichen Verhandlung die möglichen Steuerausfälle mit 5 Milliarden 
Euro beziffert, wenn der Europäische Gerichtshof die deutsche Steuerrechtsvor-
schrift für gemeinschaftswidrig erkläre. Nach Ansicht der Generalanwältin Stix-
Hackl handelte es sich dabei um eine finanzielle Haushaltsauswirkung, die nach 
ständiger Rechtsprechung für sich genommen zum Nachweis der Gefahr schwer-
wiegender wirtschaftlicher Auswirkungen nicht ausreiche (Europäischer Ge-
richtshof, 2006, Tz. 61).

1 Rechtssache C-292/04; abrufbar über http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=de [Stand: 2009-03-20].
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In der juristischen Literatur wird zwischen einer nach Artikel 58, Absatz 1 
erlaubten Ungleichbehandlung und einer nach Absatz 3 verbotenen willkürlichen 
Diskriminierung unterschieden. Daraus folgt, dass objektiv miteinander vergleich-
bare Situationen nicht unsachlich unterschiedlich behandelt werden dürfen 
(Sharaf, 2008, 721). Ebenfalls verboten sind verschleierte Beschränkungen des 
Kapitalverkehrs (Bröhmer, 2007, 897).

Die Kapitalverkehrsfreiheit gemäß Artikel 56 EG-Vertrag gilt grundsätzlich 
auch gegenüber Drittländern. Davon sind jedoch weiter reichende Ausnahmen 
möglich als im innergemeinschaftlichen Kapitalverkehr. Zum einen gilt die 
Kapitalverkehrsfreiheit mit Drittländern nicht für Beschränkungen, die am  
31. Dezember 19932 schon bestanden haben, sofern sie im Zusammenhang mit 
Anlagen in Immobilien, der Niederlassung, der Erbringung von Finanzdienst
leistungen oder der Zulassung von Wertpapieren bestehen. Zum anderen kann 
der Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit in diesen 
Fällen neue Maßnahmen beschließen; sofern dabei die Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs zurückgenommen wird, muss der Rat jedoch einstimmig votieren 
(Geiger, 2004, 355).

Welcher wirtschaftliche Vorteil aus der Verwirklichung der abstrakten Rechte 
der Grundfreiheiten durch die Binnenmarktvollendung entsteht, haben verschiedene 
Studien im Auftrag der EU-Kommission gezeigt. So erwartete der Cecchini-
Bericht aus dem Jahr 1988 mittelfristig eine Zunahme des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) um 4,5 bis 7,5 Prozent und 1,8 bis 5,7 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze 
durch das Binnenmarktprogramm3 (Cecchini, 1988, 134).

Die gesamtwirtschaftlichen Effekte der Binnenmarktvollendung und der 
Liberalisierung der Netzindustrien sowie der EU-Erweiterung werden von Mit-
arbeitern der EU-Kommission für den Zeitraum von 1992 bis 2006 auf real  
223 Milliarden Euro geschätzt. Das entspricht einem in 2006 um 2,18 Prozent 
höheren BIP der EU-25. Damit verbunden war nach Ansicht der Autoren ein 
Beschäftigungseffekt von 2,75 Millionen Arbeitsplätzen (Ilzkovitz et al., 2007, 
56 f.). Damit fallen diese aktuellen Schätzungen deutlich moderater aus als die 
Prognosen des Cecchini-Berichts.

Im Durchschnitt der 27 Mitgliedstaaten macht der Intrahandel der Europäischen 
Union einen Anteil von 68 Prozent der Exporte und 64 Prozent der Importe aus 
(Abbildung 1). Dabei zeigt sich aber auch, dass es zwischen den einzelnen Mit-
gliedstaaten erhebliche Unterschiede gibt und dass es vor allem die kleineren  

2 Für Estland und Ungarn gilt der Stichtag 31. Dezember 1999.
3 Die höheren Werte ergaben sich unter der Annahme wirtschaftspolitischer Begleitmaßnahmen.
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sind, die überdurchschnittlich 
viele Produkte im Binnen-
markt absetzen. Große Mit-
gliedstaaten wie Deutschland, 
Italien und das Vereinigte  
Königreich sind dagegen nur 
unterdurchschnittlich auf 
dem europäischen Binnen-
markt engagiert. Eine Re-
gression des Mittelwerts aus 
Binnenmarktexport- und -im-
portanteilen auf das nominale 
BIP in Milliarden Euro ergibt 
einen Koeffizient von –0,005, 
der statistisch signifikant ist. 
Das bedeutet, dass jeder An-
stieg des BIP um 10 Milliar-
den Euro die so definierte 
Binnenmarktquote um 0,05 
Prozentpunkte sinken lässt.4

Obwohl der Europäische 
Binnenmarkt am 31. Dezem-
ber 1992 offiziell „vollendet“ 
wurde, musste selbst die 
Kommission in einer Be-
standsaufnahme zum zehn-
jährigen Jubiläum dieses Da-
tums eine Einschränkung 
vornehmen: „Aber trotz die-
ser Erfolge ist der Binnen-
markt noch nicht vollendet. 
Die Schaffung eines vollkom-
men integrierten Binnen-
marktes ist nämlich keine 
abgeschlossene Aufgabe, 
sondern ein fortwährender 
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Abbildung 1

Anteil des Intrahandels am Gesamthandel, 
im Jahr 2007, in Prozent   

Quelle: Eurostat, 2009
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Prozess, der ständige Einsatzbereitschaft und Aufmerksamkeit verlangt und der 
laufenden Aktualisierung bedarf. Trotz unserer bisherigen Erfolge stellen sich 
ständig neue Herausforderungen. Zwar wurden viele Hindernisse beseitigt, aber 
dafür sind andere aufgetreten, was sich auch in Zukunft nicht ändern wird“5 
(Europäische Kommission, Generaldirektion Binnenmarkt, 2003, 4).

Auch das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung hat (noch) nicht die Rolle 
übernommen, die ihm zugedacht wurde. So stellte die Kommission in ihrer Mit-
teilung zur praktischen Anwendung des Prinzips der gegenseitigen Anerkennung 
fest (Europäische Kommission, 2003b, 2), dass dieser Grundsatz bei vielen 
Wirtschaftsteilnehmern und in vielen nationalen Verwaltungen nach wie vor nicht 
hinreichend bekannt sei. Aber auch die Europäische Union selbst scheint dem 
Prinzip der gegenseitigen Anerkennung nicht immer eine große Bedeutung 
beizumessen. Wie anders wäre zu erklären, dass die Richtlinie 97/24/EG6 des 
Europäischen Parlaments (EP) und des Rates vom 17. Juni 1997 über bestimmte 
Bauteile und Merkmale von zweirädrigen und dreirädrigen Kraftfahrzeugen einen 
Umfang von 454 Seiten hat. Diese Einschätzung wird von rechtswissenschaftlicher 
Seite bestätigt: „Nicht von ungefähr hat die ‚Neue Strategie‘7 in der Praxis  
des Europäischen Parlaments und des Rates nur begrenzt Fuß gefasst“ (Seidel, 
2003, 8).

Gestützt wird diese Einschätzung durch eine Untersuchung, die vom spanischen 
Ministerium für Industrie, Tourismus und Handel zusammen mit dem spanischen 
Arbeitgeberverband und dem spanischen Institut für Außenhandel8 durchgeführt 
wurde (Ministerio de industria, turismo y comercio et al., 2008). Darin wurden 
900 spanische Unternehmen nach ihren Erfahrungen mit Exporten in die anderen 
Mitgliedstaaten der EU befragt; 125 berichteten von Problemen mit dem euro-
päischen Binnenmarkt. Insgesamt wurden 636 Probleme genannt, die in der 
Studie in Schwierigkeiten (Difficultades) und Handelshemmnisse (Obstaculos 
comerciales) unterschieden werden, wovon der letzten Kategorie eine größere 
Relevanz zukommt. Von den 249 identifizierten Fällen von Handelshemmnissen 
entfielen 103 oder 41 Prozent auf Probleme mit technischen Standards, insbe-
sondere die Nichtanerkennung von Produkttests, die in Spanien durchgeführt 
wurden oder die Notwendigkeit, zusätzliche Tests durchzuführen (Ministerio de 
industria, turismo y comercio et al., 2008), im Grunde also auf die Nichtbefolgung 

5 Das erinnert an das Konfuzius zugeschriebene Sprichwort: „Der Weg ist das Ziel“.
6 Amtsblatt L 226 vom 18. August 1997.
7 Mit „Neuer Strategie“ ist die wechselseitige Anerkennung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten gemeint (Seidel, 2003, 7).
8 Ministerio de industria, turismo y comercio, Confederación española de organizaciones empresariales, Instituto 
español de comercio exterior.
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des Grundsatzes der gegenseitigen 
Anerkennung von Standards. Be-
troffen sind eine ganze Reihe von 
Produkten, darunter Baustoffe, 
Lebensmittel und landwirtschaft-
liche Erzeugnisse, Textilien, che-
mische und pharmazeutische Pro-
dukte, Maschinen und Fahrzeuge 
sowie Möbel und Holzerzeug-
nisse.

Die Aufteilung auf einzelne 
Mitgliedstaaten ist in Abbildung 2 
wiedergegeben. Frankreich und 
Deutschland führen in der absolu-
ten Zahl der Fälle, gefolgt vom 
Vereinigten Königreich, Italien 
und Portugal. Bei der Interpreta-
tion dieser Ergebnisse sollte aller-
dings berücksichtigt werden, dass 
diese Länder auch die wichtigsten 
Handelspartner Spaniens sind.

Dass das Prinzip der gegensei-
tigen Anerkennung im Warenver-
kehr noch nicht den ihm zuge-
dachten Stellenwert hat, wird auch 
an dem von der Kommission 2007 
vorgelegten neuen Binnenmarktpaket9 für Waren deutlich. Öffentliche Konsul-
tationen hätten ergeben, dass der Binnenmarkt für Waren noch einige erhebliche 
Mängel aufweise. Hingewiesen wird auf Hindernisse durch nationale technische 
Vorschriften und auf Schwierigkeiten bei der Anerkennung von Konformitätsbe-
scheinigungen. Überdies seien die Vorschriften der EU für die Vermarktung von 
Produkten nicht immer eindeutig und konsistent (Europäische Kommission, 
2007b, 2).

Nationale technische Vorschriften (Übersicht 2) führen nach Angaben der 
Kommission insbesondere bei den Produkten zu Problemen, für die es keine 
gemeinschaftsweite Harmonisierung gibt. Dazu zählen beispielsweise zahlreiche 
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Handelshemmnisse für
spanische Unternehmen nach
EU-Mitgliedstaaten*

Abbildung 2

* Insgesamt 249 Nennungen.
Quelle: Ministerio de industria, turismo y comercio et al., 2008, 95
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9 URL: http://ec.europa.eu/enterprise/regulation/internal_market_package/index_de.htm [Stand: 2009-03-23].
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Lebensmittel (Brot und Teigwaren), Möbel, Fahrräder, Leitern oder Edelmetalle. 
Schätzungsweise fallen etwa 21 Prozent der Industrieproduktion in der EU oder 
7 Prozent des BIP unter das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung (Europäische 
Kommission, 2007c, 5). Dessen Bedeutung und Tragweite werde aber nicht 
immer anerkannt,13 sodass für die Unternehmen Risiken hinsichtlich des tatsäch-

Technische Handelshemmnisse und die EU10	 Übersicht 2

Die Europäische Union hat in den 1960er Jahren (schrittweise) die Zölle im Warenverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten erfolgreich abgeschafft. Erheblich schwieriger erwies sich dagegen 
die Beseitigung der sogenannten nicht-tarifären Handelshemmnisse, mitunter auch als technische 
Barrieren bezeichnet, zu denen insbesondere Normen und Standards zählen. Ihre negativen 
Wirkungen auf den Handel nehmen noch zu, wenn die Zölle vollständig abgeschafft worden sind. 
Vorschriften im Zusammenhang mit der Herstellung und Vermarktung eines Produkts sowie 
seiner Eigenschaften können dann eine handelshemmende Wirkung entfalten, wenn sie die Kosten 
für ausländische Anbieter im Vergleich zu den Kosten inländischer Unternehmen erhöhen. Dabei 
sind zwei Aspekte von Bedeutung: Zum einen kann der Inhalt der Norm, die eingehalten werden 
muss, zu zusätzlichen Kosten führen; zum anderen entstehen Kosten durch Tests und Konformi-
tätsbescheinigungen. Die Schwierigkeit bei der Liberalisierung technischer Handelshemmnisse 
ist, dass sie keineswegs ausschließlich protektionistische Zwecke haben, sondern tatsächlich oder 
auch nur vermeintlich im öffentlichen Interesse sind. Die handelsstörende Wirkung der technischen 
Barrieren kann entweder durch Harmonisierung oder durch gegenseitige Anerkennung unter-
schiedlicher nationaler Regelungen beseitigt werden. Anfangs versuchte die EU, unterschiedliche 
Normen in den Mitgliedstaaten zu harmonisieren, also in Verhandlungen zu einheitlichen Vor-
schriften zu gelangen. Dieser Ansatz gilt als komplett gescheitert, so habe es beispielsweise zehn 
Jahre gedauert, um sich auf eine Richtlinie für Gasbehälter aus nicht legiertem Stahl zu einigen. 
Der sogenannte neue Ansatz der EU, der im Zusammenhang mit dem Weißbuch zur Vollendung 
des Binnenmarktes eingeführt wurde, setzt dagegen prinzipiell auf den Grundsatz der gegen
seitigen Anerkennung. Dahinter steckt die Annahme, dass die unterschiedlichen Standards der 
Mitgliedstaaten nur verschiedene Mittel sind, um gleiche Regulierungsziele wie Gesundheit und 
Sicherheit zu erreichen. Dort wo gleichwohl eine gemeinschaftliche Regulierung für erforderlich 
gehalten wird, will die EU nur Grundsätze festlegen, dagegen die technischen Details den euro-
päischen Normungsinstitutionen wie CEN und CENELEC11 überlassen. Die Mitgliedstaaten dürfen 
weiterhin nationale Normen erlassen; daraus entstehende Handelsbarrieren sind aber nur dann 
zu rechtfertigen, wenn die Norm die am schwächsten handelshemmende Möglichkeit ist, ein 
legitimes Ziel zu erreichen, wie zum Beispiel den Schutz der Gesundheit, der Umwelt und der 
Sicherheit der Verbraucher. Trotz dieser Anstrengungen der Mitgliedstaaten gehen von Normen 
und Standards in der EU sowie von Fragen der Konformität von Produkten mit diesen Regeln 
nach wie vor handelsstörende Wirkungen aus.12

Eigene Zusammenstellung

10 Die Darstellung folgt Baldwin, 2000; vgl. auch Europäische Kommission, 2000.
11 Comité Européen de Normalisation (Europäisches Komitee für Normung)¸ Comité Européen de Normalisation 
Electrotechnique (Europäisches Komitee für elektrotechnische Normung).
12 Für praktische Beispiele vgl. Ministerio de industria, turismo y comercio et al., 2008, passim.
13 Das mag damit zusammenhängen, dass dieses Prinzip nicht im Primärrecht zu finden ist, sondern vom EuGH 
entwickelt wurde.
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lichen Marktzugangs entstünden, wenn sie ihre Produkte nicht an die Vorschriften 
des Bestimmungslandes anpassten (Europäische Kommission, 2007d, 2). Unter-
schiedliche nationale technische Vorschriften führten daher häufig zu zusätzlichen 
administrativen Kontrollen und zu Prüfungen für Exporteure, die ihre Produkte 
auf dem betreffenden Markt absetzen wollen. Schätzungen gehen davon aus, dass 
durch technische Hindernisse14 Jahr für Jahr Verluste in Höhe von etwa 10 Prozent 
des innergemeinschaftlichen Warenhandels entstehen (Europäische Kommission, 
2007c, 2). Schwierigkeiten mit dem Prinzip der gegenseitigen Anerkennung 
treten insbesondere bei technisch komplexen Produkten auf oder bei Gütern, die 
mit Sicherheits- und Gesundheitsrisiken verbunden sind (Europäische Kommis-
sion, 2007d, 3).

Die Kommission hat zur verbesserten Durchsetzung des Prinzips der gegen-
seitigen Anerkennung einen Vorschlag vorgelegt, mit dem Verfahrensanforde-
rungen für die Verweigerung der gegenseitigen Anerkennung festgelegt werden. 
Außerdem sollen die Mitgliedstaaten Produktinformationsstellen einrichten, die 
Unternehmen und Behörden aus anderen Mitgliedstaaten mit Informationen über 
technische Produktvorschriften versorgen sollen (Europäische Kommission, 
2007d, 3). Die Verordnung ist laut Angabe in der Datenbank PreLex am 9. Juli 
2008 durch Rat und Parlament unterzeichnet worden und gilt gemäß Artikel 15 
ab dem 13. Mai 2009.

Die Kommission reagierte mit ihrem Maßnahmenpaket auf Feststellungen im 
sogenannten Kok-Bericht15, welcher anlässlich der Halbzeitbilanz des Lissabon-
Prozesses veröffentlicht wurde. Dort heißt es: „Auch dem freien Warenverkehr 
steht immer noch eine Reihe von Hindernissen entgegen, die nicht länger geduldet 
werden dürfen. Der freie Warenverkehr wird nach wie vor durch allerlei lokale 
Regelungen behindert, die häufig willkürlich angewandt werden und dem Grund-
satz der gegenseitigen Anerkennung eindeutig widersprechen, der das Fundament 
des Binnenmarkts bildet. Auch in Bereichen, in denen technische Regeln harmo-
nisiert worden sind, wie bei Baustoffen oder im Maschinenbau, hat die schleppende 
Entwicklung technischer Normen dazu geführt, dass die Hindernisse sehr viel 
länger bestanden haben als nötig“ (Kok, 2004, 30).

Um ganz praktische Probleme von Bürgern und Unternehmen im Zusammen-
hang mit dem europäischen Binnenmarkt kümmert sich das 2002 geschaffene 
Online-Netzwerk SOLVIT16, das gemeinsam von den nationalen Verwaltungen 

14 Dazu zählen beispielsweise Auflagen in Bezug auf Bezeichnung, Form, Größe, Gewicht, Zusammensetzung, 
Aufmachung, Etikettierung und Verpackung von Produkten (Europäische Kommission, 2007d, 10).
15 Benannt nach dem Vorsitzenden einer Expertengruppe, dem früheren niederländischen Ministerpräsidenten Wim 
Kok.
16 URL: http://ec.europa.eu/solvit/site/about/index_de.htm [Stand: 2009-03-23].



16

und der Europäischen Kommis-
sion betrieben wird. Betroffene 
können online ihre Beschwerde 
einreichen, die von der SOLVIT-
Stelle des Heimatlandes entge-
gengenommen und gegebenen-
falls an die SOLVIT-Stelle des 
Mitgliedstaates weitergeleitet 
wird, in dem das Problem auf-
getreten ist. SOLVIT dient der 
außergerichtlichen Streitbeile-
gung. Ziel ist es, ein Problem 
innerhalb von zehn Wochen zu 
lösen (Tabelle 1).

Ausgewählte Problemfelder  
des Binnenmarktes

3.1 Die Dienstleistungsrichtlinie
Dass es mehr als 20 Jahre nach dem Weißbuch der Kommission noch Lücken 

im Binnenmarkt gibt, hat auch die Diskussion um die Dienstleistungsrichtlinie 
gezeigt. Im Jahr 2002 hatte die Kommission einen Bericht über den Stand des 
Binnenmarktes für Dienstleistungen vorgelegt, der sich auf eine breit angelegte 
Konsultation stützte. Danach treffen Unternehmen, die eine Dienstleistung in 
einem anderen Mitgliedstaat als ihrem Heimatstaat erbringen wollen, auf eine 
Vielzahl von Hemmnissen wie zum Beispiel Niederlassungserfordernisse, Ge-
nehmigungs-, Eintragungs- und Meldepflichten sowie Anforderungen an die 
berufliche Qualifikation und Bedingungen für die Ausübung der Tätigkeit  
(Europäische Kommission, 2002, 7). Verlangt werden mitunter auch finanzielle 
Garantien, Staatsangehörigkeitsnachweise, Kreditwürdigkeitsbescheinigungen 
oder Überprüfungen des wirtschaftlichen Bedarfs.

Die EU-Kommission hatte darauf im Februar 2004 mit einem Richtlinienent-
wurf „Dienstleistungen im Binnenmarkt“ reagiert, mit dem sie zum einen recht-
liche und administrative Hindernisse für die grenzüberschreitende Erbringung 
von Dienstleistungen beseitigen und zum anderen die Voraussetzungen für die 

Verteilung der SOLVIT-Fälle	 Tabelle 1 
nach Themenbereichen
in Prozent

Anerkennung von Berufsqualifikationen 21

Marktzugang für Produkte 16

Soziale Sicherung 14

Besteuerung 11

Zulassung von Kraftfahrzeugen 7

Marktzugang für Dienstleistungen 6

Aufenthaltsgenehmigung 5

Arbeitnehmerrechte 4

Sonstige 16

Quelle: http://ec.europa.eu/solvit/site/statistics/index_de.htm 
[Stand: 2009-03-12]

3
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Errichtung von Niederlassungen in anderen Mitgliedstaaten erleichtern wollte17 
(Europäische Kommission, 2004b). Die Dienstleistungsrichtlinie betrifft daher 
sowohl den freien Dienstleistungs- als auch den freien Kapitalverkehr. Der 
Unterschied liegt darin, dass es beim Dienstleistungsverkehr nicht zu einer dauer
haften Niederlassung im Aufnahmemitgliedstaat kommt. Zur Beseitigung der 
Hindernisse für die Niederlassungsfreiheit wurden unter anderem Maßnahmen 
zur Verwaltungsvereinfachung vorgeschlagen, wie die Benennung einheitlicher 
Ansprechpartner in jedem Mitgliedstaat, an den sich niederlassungswillige  
Unternehmen wenden können. Zudem sollten bestimmte restriktive rechtliche 
Anforderungen verboten, andere auf ihre Verhältnismäßigkeit überprüft werden. 
Der grenzüberschreitende Dienstleistungsverkehr sollte insbesondere durch die 
rechtliche Verankerung des Herkunftslandprinzips erleichtert werden. Danach 
sollten die Dienstleistungsanbieter nur noch den Rechtsvorschriften des Landes 
unterliegen, in dem sie niedergelassen sind. Allerdings sah der Vorschlag eine 
große Zahl von Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip vor.

Die Beseitigung von Hindernissen für den freien Dienstleistungsverkehr ist 
deshalb so wichtig, weil Dienstleistungen in der EU etwa 70 Prozent zum BIP 
und zur gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung beitragen. Nach Schätzungen der 
Kommission entfallen etwa 50 Prozent des BIP und 60 Prozent der Beschäftigung 
in der EU auf die vom Richtlinienentwurf erfassten Dienstleistungen (Europäische 
Kommission, Generaldirektion Binnenmarkt, 2004). Verschiedene Studien haben 
versucht, die wirtschaftlichen Effekte einer Liberalisierung der Dienstleistungs-
märkte zu quantifizieren. So kam das dänische Forschungsinstitut Copenhagen 
Economics zu dem Ergebnis, dass die Wohlfahrt, gemessen an der gesamtwirt-
schaftlichen Konsumtion, um etwa 37 Milliarden Euro oder 0,6 Prozent ansteigen 
würde und 600.000 neue Arbeitsplätze entstehen könnten (Copenhagen Econo-
mics, 2005, 12 f.).

Kox und Lejour argumentieren, dass nicht nur das Niveau der Regulierungen 
den internationalen Dienstleistungshandel behindert, sondern auch die Unter-
schiedlichkeit der Regelungen zwischen den Staaten. Eine vollständige Umsetzung 
der Kommissionsvorschläge für eine Liberalisierung des Dienstleistungsverkehrs 
hätte beträchtliche Effekte: Der innergemeinschaftliche Handel mit kommerziellen 
Dienstleistungen würde um 30 bis 60 Prozent zunehmen, dies entspräche 11 bis 
24 Prozent des gesamten Dienstleistungsaustausches innerhalb der EU oder 2 bis 

17 In dem Vorschlag wurde zwischen Dienstleistungsfreiheit und Niederlassungsfreiheit unterschieden. Dienst
leistungsfreiheit bezieht sich dabei auf die grenzüberschreitende Erbringung einer Dienstleistung, ohne dass der 
Erbringer eine Niederlassung im Tätigkeitsland hat. Er kann sich dazu vorübergehend in das Bestimmungsland 
begeben oder die Tätigkeit auch in seinem Heimatland erbringen und dann exportieren.
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5 Prozent des innergemeinschaftlichen Handels insgesamt (Kox/Lejour, 2005, 
35). Die Liberalisierung des Dienstleistungshandels würde überdies nach den 
Schätzungen von Kox et al. (2005, 60) einen Anstieg der ausländischen Direkt
investitionen in diesem Bereich um 18 bis 36 Prozent zur Folge haben.

Eine Studie im Auftrag des österreichischen Wirtschafts- und Arbeitsministe-
riums hat sich ebenfalls mit den ökonomischen Effekten der Dienstleistungsricht-
linie befasst. Die Autoren kommen auf eine Produktivitätszunahme – gemessen 
als Wertschöpfung je Arbeitsstunde im Bereich der Dienstleistungen – um  
0,8 Prozent, einen Anstieg der Beschäftigung um 0,85 Prozent und damit der 
Wertschöpfung um insgesamt 1,65 Prozent. Weil die in der Untersuchung berück
sichtigten Dienstleistungsbereiche einen Anteil an der gesamtwirtschaftlichen 
Wertschöpfung von etwa 42 Prozent haben, führt die Wertschöpfungszunahme 
zu einem BIP-Wachstum von 0,69 Prozent (Breuss/Badinger, 2005, 99).

Der Richtlinienvorschlag der Kommission ist im anschließenden politischen 
Prozess vor allem im Europäischen Parlament (EP) stark verändert worden (Über-
sicht 3). So wurde bestritten, dass das Herkunftslandprinzip im Dienstleistungs-
bereich Anwendung finden sollte. In einem Arbeitsdokument des EP wird dazu 
ausgeführt, dass das Herkunftslandprinzip kein eigenständiges Prinzip sei und 
weder in den Verträgen ausdrücklich erwähnt werde, noch ein übervertragliches 
Rechtsprinzip sei, an das sich der Gemeinschaftsgesetzgeber zu halten habe. Es 
sei vielmehr vom Europäischen Gerichtshof im Bereich der Warenverkehrsfreiheit 
entwickelt und später eingeschränkt auf einzelne Dienstleistungen ausgedehnt 
worden (Europäisches Parlament, 2004, 3). Im Februar 2006 einigten sich die 
christdemokratische und die sozialdemokratische Fraktion im EP auf die Strei-
chung des Herkunftslandprinzips.18 Dieser Grundsatz wurde dann – auch aufgrund 
von Widerständen einzelner Mitgliedstaaten im Rat19 gegen den ursprünglichen 
Entwurf – von der Kommission im April 2006 aus dem Richtlinienvorschlag 
herausgenommen.

Wie die synoptische Darstellung des umstrittenen Artikels deutlich macht, fällt 
die Formulierung in der verabschiedeten Fassung weniger stringent aus als im 
Richtlinienvorschlag der Kommission. So heißt es denn auch in einer Stellung-
nahme eines Abgeordneten des EP: „Mit der Beschlussfassung des EP gehen wir 
zunächst nur einen kleineren Schritt in Richtung Binnenmarkt für Dienstleis
tungen“ (Lechner, 2006). Kritisiert wird insbesondere, dass der geänderte Text 

18 Vgl. Handelsblatt vom 9. Februar 2006, Seite 1: „EU stutzt Dienstleistungsrichtlinie“.
19 Darauf deutet die Pressemitteilung Nr. 14687/04 zur 2.624. Tagung des Rates (Wettbewerbsfähigkeit, Binnenmarkt, 
Industrie und Forschung) am 25. und 26. November 2004, Seite 16 f., hin; vgl. URL: http://register.consilium.europa.
eu/pdf/de/04/st14/st14687.de04.pdf [Stand: 2009-03-23].
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nicht eindeutig sei und Spielraum für die Frage offen lasse, welches nationale 
Recht bei grenzüberschreitenden Dienstleistungen gelte (BDA, 2006, 2). „Die 
grundsätzliche Freistellung vom Recht des Bestimmungslandes ist also entfallen“ 
(Hatje, 2007, 2362). Ob die neue Richtlinie die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs zur Dienstleistungsfreiheit hinreichend kodifiziert – wie ursprünglich 
beabsichtigt – und damit für Unternehmen, die grenzüberschreitend Dienstleis
tungen anbieten, zu mehr Rechtssicherheit führt, ist also fraglich. Die Richtlinie 
ist kein eindeutiges und verständliches Gesetz. Davon zeugt auch das 70 Seiten 
umfassende „Handbuch zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie“ (Europäische 
Kommission, Generaldirektion Binnenmarkt, 2007). Zwar kann ein Unternehmen, 
das sich durch die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates diskriminiert sieht, 
dagegen vor dem Europäischen Gerichtshof klagen. Auch die Kommission kann 
einen Mitgliedstaat verklagen, wenn sie in dessen Rechtsvorschriften eine Ver-
tragsverletzung sieht. Es dauert jedoch etwa zwei Jahre, bis ein Fall, der sich in 
einem Vertragsverletzungsverfahren befindet, vor den Europäischen Gerichtshof 
kommt, und es dauert noch einmal zwei bis drei Jahre bevor ein Urteil gefällt ist 
(Borissova, 2007, 10). Das Herkunftslandprinzip kann als der Versuch eines Be-
freiungsschlags durch die Kommission gesehen werden, den sehr zeitaufwendigen 
Gang vor die Gerichte durch eine rechtliche Klärung und Stärkung der Dienst
leistungsfreiheit im Binnenmarkt zu ersetzen (Nerb, 2006, 21).

Die Hoffnung, dass nach der Verabschiedung der Richtlinie 2006/123/EG 
durch Rat und Parlament grenzüberschreitende Dienstleistungen wesentlich 
leichter zu erbringen seien, sollte daher nicht zu hoch angesetzt werden. Die 

Auszug aus der Dienstleistungsrichtlinie	 Übersicht 3

Kommissionsvorschlag
(KOM [2004] 2)

Verabschiedete Richtlinie  
(2006/123/EG)

Artikel 16
Herkunftslandprinzip
1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass 
Dienstleistungserbringer lediglich den Bestim
mungen ihres Herkunftsmitgliedstaates unterfallen, 
die vom koordinierten Bereich erfasst sind.

Unter Unterabsatz 1 fallen die nationalen 
Bestimmungen betreffend die Aufnahme und die 
Ausübung der Dienstleistung, die insbesondere  
das Verhalten der Dienstleistungserbringer, die 
Qualität oder den Inhalt der Dienstleistung, die 
Werbung, die Verträge und die Haftung der 
Dienstleistungserbringer regeln.

Artikel 16
Dienstleistungsfreiheit
(1) Die Mitgliedstaaten achten das Recht 
der Dienstleistungserbringer, Dienstleis-
tungen in einem anderen Mitgliedstaat als 
demjenigen ihrer Niederlassung zu 
erbringen.

Der Mitgliedstaat, in dem die Dienstleis-
tung erbracht wird, gewährleistet die freie 
Aufnahme und freie Ausübung von 
Dienstleistungstätigkeiten innerhalb seines 
Hoheitsgebiets.

Eigene Zusammenstellung
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Richtlinie ist kein so großer Sprung nach vorn, wie ursprünglich gewollt, sondern 
allenfalls ein Hüpfer (Hatje, 2007, 2363). Das Ziel der Kommission, „dafür zu 
sorgen, dass es in Zukunft in der Europäischen Union genauso einfach ist, Dienst-
leistungen über Ländergrenzen hinweg zu erbringen wie schon jetzt innerhalb 
eines Mitgliedstaates“ (Europäische Kommission, 2004b, 7), dürfte damit wohl 
nicht erreicht worden sein. Es zeigt sich überdies, dass die von den Mitgliedstaaten 
angewandten Maßnahmen zur Kontrolle der Arbeits- und Beschäftigungsbedin-
gungen auch nach Ansicht der EU-Kommission nicht nur extrem unterschiedlich, 
sondern in Teilen auch unverhältnismäßig sind und damit gegen die Rechtsvor-
schriften verstoßen (Freyer, 2008, 461).

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass mit der „Zähmung“ der Dienstleistungs-
richtlinie Chancen für mehr Wachstum und Beschäftigung in der EU vergeben 
wurden. Das konkrete politische Handeln steht damit im Widerspruch zu den 
unzähligen Beschwörungen im Rahmen des Lissabonprozesses, die EU bis 2010 
zum wettbewerbsfähigsten Wirtschaftsraum der Welt zu machen. Ähnliches gilt 
in Bezug auf die Liberalisierung der Postdienste in der Europäischen Union. Trotz 
der Bekundung der Staats- und Regierungschefs im Jahr 2000, im Rahmen des 
Lissabon-Prozesses die Postmärkte beschleunigt für den Wettbewerb zu öffnen 
und auch hier einen voll funktionsfähigen Binnenmarkt zu verwirklichen, stieß 
die Umsetzung dieser Ankündigung auf erhebliche Widerstände (Bardt/Busch, 
2008, 96 ff.). Bislang haben erst vier Mitgliedstaaten die Zugangsschranken zu 
den Märkten für Postdienstleistungen vollständig beseitigt, darunter Deutschland 
am 1. Januar 2008 und das Vereinigte Königreich am 1. Januar 2006. Finnland 
und Schweden hatten diesen Schritt schon Mitte der neunziger Jahre unternom-
men. Die 2008 verabschiedete Richtlinie20 sieht als Liberalisierungsdatum für 
die meisten Mitgliedstaaten den 31. Dezember 2010 vor, für elf Länder, darunter 
sieben mittel- und osteuropäische Mitglieder, gilt der 31. Dezember 2012.

Die Kommission hat in ihrem letzten Bericht über die Anwendung der Post-
richtlinie (Europäische Kommission, 2008c, 7) beklagt, dass sich der Wettbewerb 
langsamer als erwartet weiterentwickelt habe. Im Jahr 2007 lag der Marktanteil 
der Wettbewerber der Incumbents in 20 Mitgliedstaaten bei 5 Prozent und weniger 
(European Commission, 2008, 42 f.). Begründet wird die zurückhaltende Wett-
bewerbsentwicklung damit, dass ein großer Teil des Postmarktes noch monopoli-
siert ist. Weitere rechtliche Hemmnisse seien die Befreiung der Postdienste von 
der Mehrwertsteuer und der fehlende Zugang von Wettbewerbern zu Teilen der 

20 Richtlinie 2008/6/EG, URL: http://ec.europa.eu/internal_market/post/doc/legislation/2008-06_de.pdf [Stand: 
2009-03-23].
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Postinfrastruktur. Schließlich wird auch auf strategische Hindernisse für die Ent-
wicklung des Wettbewerbs verwiesen, wobei der in Deutschland mit der Abschaffung 
des Briefmonopols gleichzeitig eingeführte Mindestlohn kritisiert wird. Er liege 
deutlich über den von alternativen Wettbewerbern gezahlten Löhnen und könne 
sich negativ auf den Wettbewerb auswirken (Europäische Kommission, 2008c, 5). 
Die Niederlande haben unter anderem mit dem Hinweis auf den deutschen Min-
destlohn, der die Kosten für neue Postmarktteilnehmer erhöhe, die bereits geplante 
vollständige Marktöffnung für Postdienste erst einmal verschoben.

3.2 Verteidigungswirtschaft
Die einschlägigen Bestimmungen im EG-Vertrag sehen vor, dass für den 

Verteidigungsbereich die Binnenmarktregeln weitgehend nicht anwendbar sind 
(Hertel/Schöning, 2008, 617). Nach Angaben der Europäischen Kommission 
erwirtschaftet die europäische Verteidigungswirtschaft einen jährlichen Umsatz 
von mehr als 55 Milliarden Euro und beschäftigt 300.000 Personen (Europäische 
Kommission, 2007e, 2). Gemäß der Ausnahmeregelung in Artikel 296 des Vertrags 
kann jeder Mitgliedstaat die Maßnahmen ergreifen, die er für die Wahrung seiner 
wesentlichen Sicherheitsinteressen für erforderlich hält, soweit sie die Erzeugung 
von Waffen, Munition und Kriegsmaterial oder den Handel damit betreffen. 
Dabei dürfen aber die Wettbewerbsbedingungen hinsichtlich der nicht eigens für 
militärische Zwecke bestimmten Waren nicht beeinträchtigt werden. Gründe der 
nationalen Sicherheit stehen also der Anwendung der Binnenmarktregeln im 
Verteidigungsbereich im Weg. Damit sind allerdings auch negative Konsequenzen 
verbunden: Die mangelnde Effizienz der Beschaffungssysteme erhöht die Kosten 
für die militärische Ausrüstung, die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Ver-
teidigungswirtschaft wird durch die relativ kleine Größe der nationalen Märkte 
beeinträchtigt und die Verbreitung technischen Wissens im Bereich der Hoch-
technologie wird behindert (Ilzkovitz et al., 2007, 63). Auch nach Auffassung der 
Europäischen Kommission „gibt es klare Anzeichen dafür, dass die europäische 
Verteidigungsindustrie durch einen unzureichenden politischen und rechtlichen 
Rahmen behindert wird“ (Europäische Kommission, 2007e, 3). Erwähnt werden 
explizit die unterschiedlichen nationalen Bestimmungen, Zulassungsverfahren, 
Ausfuhrkontrolllisten und der mangelnde Informationsaustausch.

Die Marktfragmentierung äußere sich daran, dass durchschnittlich 85 Prozent 
der Mittel für Ankäufe im Inland ausgegeben werden, die Regierungen bevor-
zugten klar die Verteidigungsindustrie im eigenen Land. Dies geschehe nicht nur 
aus Gründen der Beschaffungssicherheit oder der Vertraulichkeit von Informati-
onen, sondern diene auch der Sicherung von Arbeitsplätzen und der Förderung 
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von Investitionen im eigenen Land. Nach Ansicht der Kommission beriefen sich 
die Mitgliedstaaten sehr häufig auf die Ausnahmeregelung von Artikel 296 EG-
Vertrag, obwohl der Europäische Gerichtshof festgestellt habe, dass dieser Arti-
kel auf klar festgelegte und begründete Ausnahmen beschränkt bleiben solle. 
Überdies führten die Forderungen nach Kompensationsgeschäften, auf die viele 
Mitgliedstaaten bei der Beschaffung von Verteidigungsgütern bestünden, zu 
Marktverzerrungen (Europäische Kommission, 2007e, 4 f.).

Mit dem Ziel des schrittweisen Aufbaus eines europäischen Marktes für Ver-
teidigungsgüter hat die Europäische Kommission in 2007 zwei Richtlinien
vorschläge vorgelegt. Zum einen sollen durch eine Richtlinie zum öffentlichen 
Vergaberecht (Europäische Kommission, 2007f) die Freistellmöglichkeiten von 
den Binnenmarktregeln im Bereich Verteidigung und Sicherheit auf Ausnahme-
fälle beschränkt werden. Die Kommission verfolgt damit auch industriepolitische 
Ziele, denn es geht ihr ebenfalls darum, die industriellen und technologischen 
Grundlagen des Verteidigungssektors zu verbessern (Europäische Kommission, 
2007f, 3). Zum anderen sollen durch eine Richtlinie die Bedingungen für die 
innergemeinschaftliche Verbringung von Verteidigungsgütern erleichtert werden 
(Europäische Kommission, 2007g). Derzeit gebe es 27 verschiedene Genehmi-
gungssysteme für die Ausfuhr dieser Produkte, was einem europäischen Markt 
in diesem Bereich entgegenstehe und die Wettbewerbsfähigkeit der Verteidigungs-
industrie behindere. Überdies wird in den Richtlinienvorschlägen die Verbindung 
zu den Zielen der EU im Bereich der europäischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik21 deutlich.

Staatliche Beihilfen

Staatliche Subventionen für Unternehmen können ebenfalls das Funktionieren 
des Binnenmarktes beeinträchtigen. Dem will der EG-Vertrag einen Riegel  
vorschieben. Daher erklärt Artikel 87, Absatz 1 EG-Vertrag solche staatlichen 
Beihilfen als mit dem Gemeinsamen Markt für unvereinbar, welche durch die 
Begünstigung von Unternehmen oder Produktionszweigen den Wettbewerb  

21 So bestimmt Artikel 17 des EU-Vertrags: „Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik umfasst sämtliche 
Fragen, welche die Sicherheit der Union betreffen, wozu auch die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen 
Verteidigungspolitik gehört, die zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte, falls der Europäische Rat dies 
beschließt.“

4
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verfälschen oder zu verfälschen drohen, sofern sie den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten beeinträchtigen. Der EG-Vertrag verbietet also staatliche  
Beihilfen nicht generell, sondern nur, wenn sie mit den genannten Folgen ver-
bunden sind. Von einer Verfälschung des Wettbewerbs wird ausgegangen, wenn 
die staatlichen Hilfen zu einer Störung der Chancengleichheit der Unternehmen 
im Wettbewerb führen (Mestmäcker/Schweitzer, 2004, 1041 f.). Der Wettbewerb 
auf dem Markt zwischen Unternehmen soll nicht durch einen Wettbewerb der 
Staatshaushalte ersetzt werden, der längerfristig wohl zulasten der kleineren 
Mitgliedstaaten gehen würde. Die Beihilfenkontrolle hat somit zum einen eine 
Schutzfunktion für die Anreizwirkungen des Wettbewerbs. Zum anderen ist sie 
aber auch unmittelbar auf den Binnenmarkt bezogen, weil sie die Mitgliedstaaten 
daran hindern soll, nach dem erfolgreichen Abbau von Marktzugangsbeschrän-
kungen die gleichen oder ähnlichen Wirkungen durch den Einsatz von Sub-
ventionen zu erzielen (Mestmäcker/Schweitzer, 2004, 1049 f.). Staatliche Bei-
hilfen werden in der Regel zu einer Störung des Binnenmarktes führen, weil die 
nichtbegünstigten Anbieter diskriminiert werden. Die Beihilfenkontrolle ist also 
eine notwendige Ergänzung der Bestimmungen zu den Grundfreiheiten im 
Binnenmarkt.

Der EG-Vertrag sieht freilich eine Reihe von Ausnahmen vom Beihilfeverbot 
vor. Zunächst einmal erklärt Artikel 87, Absatz 2 bestimmte Beihilfen als mit 
dem Gemeinsamen Markt für vereinbar (sogenannte Legalausnahmen). Dazu 
zählen Beihilfen sozialer Art an Verbraucher, die ohne Diskriminierung nach der 
Herkunft der Waren gewährt werden. Dazu gehören ferner Beihilfen im Falle von 
Naturkatastrophen oder sonstigen außergewöhnlichen Ereignissen. Dazu zählen 
schließlich auch Beihilfen für die Wirtschaft bestimmter, durch die deutsche 
Teilung besonders betroffener Gebiete, soweit sie zum Ausgleich der durch die 
Teilung verursachten wirtschaftlichen Nachteile erforderlich sind; eine Regelung, 
die auch nach der Wiedervereinigung weiterhin Gültigkeit besitzt (Geiger, 2004, 
438). Diese Legalausnahmen waren bisher allerdings eher von geringer Bedeutung 
(Mestmäcker/Schweitzer, 2004, 1101).

Von größerer praktischer und finanzieller Relevanz sind dagegen die Aus
nahmen aufgrund von Artikel 87, Absatz 3, der postuliert, dass bestimmte 
Beihilfen als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen werden können. 
Dazu zählen Regionalbeihilfen, sektorspezifische Beihilfen, Forschungs- und 
Entwicklungsbeihilfen, Beihilfen für kleine und mittlere Unternehmen, Umwelt-
schutzbeihilfen, die Förderung von Risikokapitalanlagen, Kulturbeihilfen sowie 
Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen (Mestmäcker/Schweitzer, 2004, 
1113 ff.). Bei den Regionalbeihilfen besteht beispielsweise ein enger Zusammen-
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hang mit der im EG-Vertrag vorgesehenen Kohäsionspolitik gemäß Artikel 158, 
also der gemeinschaftlichen Politik zur (finanziellen) Förderung des wirtschaft-
lichen und sozialen Zusammenhalts in der Gemeinschaft.

Ein Mitgliedstaat, der eine Beihilfe einführen oder eine bestehende Subven-
tion umgestalten will, ist gemäß Artikel 88 EG-Vertrag verpflichtet, dies der 
Europäischen Kommission mitzuteilen. Jedoch können für bestimmte Gruppen 
von Beihilfen von der Kommission Ausnahmen von der Anmeldepflicht zuge
lassen werden (Geiger, 2004, 446). Die Kommission prüft, ob das notifizierte 
Vorhaben mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist. Der betreffende Mitglied-
staat darf nach Artikel 88, Absatz 3 die beabsichtigte Maßnahme nicht durchfüh-
ren, bevor die Kommission eine abschließende Entscheidung erlassen hat. Ver-
fahrensrechtlich wird zwischen einem Vorprüfungsverfahren und einem förm-
lichen Prüfungsverfahren unterschieden (Oppermann, 2005, 353 f.). Das Vorprü-
fungsverfahren hat zum Ziel festzustellen, ob ein Hauptprüfungsverfahren ein-
geleitet werden muss. Dies ist nur dann nicht der Fall, wenn die Kommission die 
Beihilfe für vertragskonform hält (Geiger, 2004, 446). Außerdem kontrolliert die 
Kommission bestehende Subventionen daraufhin, ob sie weiterhin vertragskon-
form sind. Dazu gehören sowohl solche Beihilfen, die bei Inkrafttreten des EG-
Vertrags bereits bestanden, als auch solche, die später vertragskonform eingeführt 
wurden (Geiger, 2004, 444).

Schließlich sind noch die Gruppenfreistellungen von Beihilfen durch die 
Kommission zu erwähnen. Die Europäische Kommission kann bestimmte Grup-
pen horizontaler Beihilfen vom Subventionsverbot freistellen, wenn gewisse 
Voraussetzungen vorliegen (Oppermann, 2005, 351). Die Kommission hat in 
diesem Rahmen unter anderem eine De-Minimis-Regel entwickelt, wonach 
Beihilfen zulässig sind, die einen bestimmten Höchstbetrag nicht übersteigen 
(Mestmäcker/Schweitzer, 2004, 1095). Durch eine Verordnung der Kommission 
vom 15. Dezember 2006 wurde der Höchstbetrag auf in der Regel 200.000 Euro 
innerhalb von drei Jahren festgesetzt.22

Dass Subventionen in der Europäischen Union nicht generell verboten sind, 
zeigt sich auch daran, dass die EU-Kommission die Summe staatlicher Beihilfen 
im Jahr 2007 in der EU-27 auf knapp 65 Milliarden Euro beziffert, das entsprach 
0,53 Prozent des gemeinsamen BIP (Europäische Kommission, 2008b, 73 f.) 
Berücksichtigt man in diesem Zusammenhang nur die Beihilfen für die Industrie 
und den Dienstleistungssektor, zählt also die Agrarhilfen nicht mit, so waren es 

22 Verordnung (EG) 1998/2006 der Kommission, URL: http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=
OJ:L:2006:379:0005:0010:DE:PDF [Stand: 2009-03-23].
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im Jahr 2007 noch knapp  
50 Milliarden Euro oder  
0,40 Prozent des gemein-
samen BIP (Abbildung 3). 
Insgesamt sind die staatlichen 
Beihilfen im Zeitablauf aber 
zurückgegangen. Für das  
Jahr 2002 wird für die EU-27 
(einschließlich Agrarhilfen) 
noch ein Betrag von 71,6 Mil-
liarden Euro oder 0,6 Prozent 
des BIP ausgewiesen. Im  
längerfristigen Vergleich für 
die alten 15 Mitgliedstaaten 
zeigt sich ebenfalls ein deut-
licher Rückgang. Im Durch-
schnitt der Jahre 1992 bis 
1997 gaben diese Länder 
noch 0,8 Prozent ihres BIP 
für Beihilfen aus, ohne den 
Agrarbereich. Den höchsten 
Wert erreichte in diesem  
Zeitraum Deutschland mit  
1,3 Prozent, was sicher mit 
vereinigungsbedingten Son-
derausgaben erklärt werden 
kann.

Der Mitgliedstaat der 
Europäischen Union mit der 
höchsten Beihilfeintensität 
war im Jahr 2007 Portugal 
mit einem Anteil von 1,3 Pro-
zent am BIP. Im Vergleich zu 
Estland mit 0,07 Prozent er-
gibt sich eine erhebliche 
Spannweite. Beide Länder 
liegen fast um den Faktor 20 
auseinander.

Dänemark

Estland

Slowenien

Griechenland

Frankreich

Litauen

Deutschland

Irland

Schweden

Bulgarien

Italien

Vereinigtes Königreich

Finnland

Malta

Staatliche Beihilfen
in den EU-Mitgliedstaaten

Abbildung 3

im Jahr 2007    

Luxemburg

Slowakei

Tschechien

Ungarn

Polen

Niederlande

Portugal

Belgien

Österreich

Lettland

Rumänien

Zypern

Spanien

in Prozent des BIP
Veränderung 2000 bis 2007, in Prozentpunkten*

* Durchschnitt der Jahre 2005 bis 2007 (in Prozent) minus Durchschnitt 
der Jahre 2000 bis 2002 (in Prozent); ohne Agrarsubventionen und 
Beihilfen für den Transport; für Rumänien und Bulgarien können mangels 
Daten keine Veränderungswerte angegeben werden. 
Quellen: Europäische Kommission, Generaldirektion Wettbewerb, 2009; 
eigene Berechnungen  
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Rechtsverstöße

5.1 Vertragsverletzungsverfahren
Die Europäische Union wird als Rechtsgemeinschaft bezeichnet (Oppermann, 

2005, 140). Das heißt, das Funktionieren der EU stützt sich ausschließlich auf 
die Einhaltung des selbst gesetzten Rechts. Über staatliche Zwangsmittel wie 
Militär, Polizei oder gerichtliche Vollstreckungsmöglichkeiten verfügen die 
Organe der Union nicht.23 Es gehört daher zu den Grundlagen der EU und den 
Grundpflichten der Mitgliedstaaten, die eigenen Regeln einzuhalten (Bieber et 
al., 2005, 652). Wichtig ist dabei, dass die Mitgliedstaaten, die ja die Vertrags-
partner sind, sich das Verhalten jedes ihrer nationalen Organe zurechnen lassen 
müssen (Geiger, 2004, 759). In Deutschland bedeutet dies, dass die Bundesrepu-
blik auch für das europarechtsrelevante Handeln der Bundesländer und der 
Kommunen verantwortlich ist. Mögliche Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht 
können vom Europäischen Gerichtshof überprüft werden. 

Die Europäische Kommission als „Hüterin der Verträge“ kann einen Mitglied-
staat, der nach ihrer Auffassung gegen seine rechtlichen Pflichten aus dem Pri-
mär- oder Sekundärrecht24 der EU verstoßen hat, nach Artikel 226 EG-Vertrag 
vor dem Europäischen Gerichtshof verklagen. Sie wird dabei insbesondere auf-
grund von Beschwerden Dritter tätig. Allerdings wird die Kommission im Vorfeld 
versuchen, eine gütliche Einigung zu erreichen (Oppermann, 2005, 228). Da die 
Kommission oft schon in der Entstehungsphase einer nationalen Rechtsvorschrift 
unterrichtet wird, kann sie gegebenenfalls schon zu diesem Zeitpunkt darauf 
hinweisen, dass das Vorhaben aus ihrer Sicht gegen EU-Recht verstößt.

Das Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 226 EG-Vertrag besteht aus 
einem außergerichtlichen Vorverfahren und dem Klageverfahren. Das Vorverfahren 
dient der Vermeidung einer gerichtlichen Auseinandersetzung (Geiger, 2004, 759) 
und beginnt in der Regel mit einem Mahnschreiben der Kommission an den Mit-
gliedstaat, in dem dieser zu einer Stellungnahme aufgefordert wird.25 Die Kom-

5

23 Urteile des Europäischen Gerichtshofs sind zwar laut Artikel 244 EG-Vertrag vollstreckbar, gemäß Artikel 256 
EG-Vertrag gilt das aber nicht gegenüber Staaten. Der Grund dürfte in dem völkerrechtlichen Grundsatz der 
Staatenimmunität zu suchen sein.
24 Primäres Gemeinschaftsrecht sind die Verträge zwischen den Mitgliedstaaten, während Richtlinien, Verordnungen 
und Entscheidungen als Sekundärrecht bezeichnet werden.
25 Nach einer Notiz in der Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7. Oktober 2008, S. 17: „EuGH prüft kommunale 
Immobiliengeschäfte“, würden rund 90 Prozent aller Beschwerden von Unternehmen nach einer Stellungnahme 
der jeweiligen Regierung nicht weiterverfolgt.
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mission kann darin eine Frist setzen. Der Mitgliedstaat kann, muss sich aber nicht 
äußern (Bieber et al., 2005, 258). Daran schließt sich eine begründete Stellung-
nahme der Kommission an, in der diese die Vertragsverletzung durch den Mit-
gliedstaat bezeichnet und begründet. Außerdem muss sie darin eine angemessene 
Frist setzen, innerhalb derer der Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht abzustel-
len ist. Lässt der betroffene Mitgliedstaat die gesetzte Frist tatenlos verstreichen, 
kann die Kommission dann Klage vor dem Europäischen Gerichtshof erheben.

Wenn der EuGH in seinem Urteil zu dem Schluss kommt, dass gegen EU-Recht 
verstoßen wurde, besteht für den betroffenen Mitgliedstaat die Pflicht, die Maß-
nahmen, die sich aus diesem Urteil ergeben, umzusetzen. Diese Rechtsfolge 
ergibt sich aus Artikel 228 EG-Vertrag. Eine Frist wird in dieser Rechtsvorschrift 
nicht gesetzt. Allerdings gibt es für die EU nicht die Möglichkeit einer Vollstre-
ckung des Urteils (Streinz, 2005, 218). Sofern der betreffende Mitgliedstaat den 
Rechtsverstoß nicht abstellt, kann die Kommission lediglich mit einem neuen 
Vertragsverletzungsverfahren dagegen vorgehen. Nach einem Vorverfahren, das 
dem nach Artikel 226 ähnlich ist, kann sie seit dem Vertrag von Maastricht nun 
auch beim Europäischen Gerichtshof beantragen, als finanzielle Sanktion einen 
Pauschalbetrag oder ein Zwangsgeld gegen den säumigen Mitgliedstaat zu ver-
hängen (Bieber et al., 2005, 262). Von dieser Möglichkeit macht die Kommission 
auch Gebrauch, um die Staaten unter Druck zu setzen, den Urteilen des Euro
päischen Gerichtshofs nachzukommen. Immerhin waren Ende 2004 mehr als 
200 Ersturteile noch nicht befolgt worden (Cremer, 2007, 2000). Ende 2007 
waren es ausweislich einer Kommissionsstatistik immer noch 184 Urteile.

Der Vertrag von Lissabon bringt hier eine weitere Änderung, sofern er denn 
in Kraft treten kann. Die Kommission hat dann schon im ersten Vertragsverlet-
zungsverfahren die Möglichkeit, ein Zwangsgeld oder einen Pauschalbetrag zu 
beantragen, sofern sie wegen Nichtumsetzung einer Richtlinie in nationales Recht 
gegen einen Mitgliedstaat klagt. Gemäß Artikel 260 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union26 kann der Europäische Gerichtshof gegen 
den betreffenden Mitgliedstaat eine Zahlung bis zur Höhe des von der Kommis-
sion beantragten Betrags verhängen, sofern er eine Vertragsverletzung feststellt. 
Die Zahlungspflicht ergibt sich ab dem Zeitpunkt, den der Europäische Gerichts-
hof in seinem Urteil festlegt.

Eine finanzielle Sanktion gegen einen Mitgliedstaat kann, wie bereits ausge-
führt, nicht vollstreckt werden (Streinz, 2005, 133), allerdings erscheint eine 

26 Der Vertrag von Lissabon ist ein Mantelvertrag und umfasst im Wesentlichen den Vertrag über die Europäische 
Union und den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union.
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Verrechnung mit finanziellen An-
sprüchen des betroffenen Mitglied-
staates an die Gemeinschaft mög-
lich zu sein (Bieber et al., 2005, 
262 f.). Nach Auskunft der Euro-
päischen Kommission mussten 
bislang Frankreich, Griechenland 
und Portugal Strafzahlungen zu-
gunsten des EU-Haushalts leisten 
(Tabelle 2).

Wenn ein Mitgliedstaat vom 
Europäischen Gerichtshof zu 
einem Pauschalbetrag verurteilt 
wird, sendet die Kommission eine 
Zahlungsaufforderung an die Stän-
dige Vertretung des betroffenen 
Landes. Sofern das Urteil ein täg-
liches Zwangsgeld vorsieht, prüft 
die Kommission zunächst, ob der 
verurteilte Staat das vertragswid-
rige Verhalten am Tag der Urteils-
verkündung abgestellt hat. Wenn 
nicht, erlässt die Kommission 
ebenfalls eine Zahlungsaufforde-
rung für einen bestimmten Zeit-
raum. Die Zahlungsfrist beträgt 

Strafzahlungen von Mitgliedstaaten	 Tabelle 2 
gemäß Artikel 228 EG-Vertrag
Jahr der Zahlung Betrag in Euro Betroffene Mitgliedstaaten Nummer der Rechtssache

2000 1.760.000 Griechenland C-387/97
2001 2.960.000 Griechenland C-387/97
2005 20.000.000* Frankreich C-304/02
2006 57.761.250 Frankreich C-304/02
2006 759.600 Frankreich C-177/04
2008 2.753.664 Portugal C-70/06

2008 911.424 Portugal C-70/06
*Pauschalbetrag.
Quelle: Europäische Kommission, schriftliche Auskunft

Dänemark

Griechenland

Frankreich
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normalerweise 45 Tage nach Eingang der Zahlungsaufforderung. Wird diese Frist 
nicht eingehalten, kann die Kommission zusätzlich Verzugszinsen einfordern. 
Kommt es dann innerhalb von 15 Tagen immer noch nicht zur Zahlung, wird die 
Forderung mit Zahlungen aus dem EU-Haushalt an den betroffenen Mitgliedstaat 
verrechnet. In den in Tabelle 2 genannten Fällen, haben die Länder allerdings 
innerhalb der gesetzten Frist gezahlt.

Strafzahlungen werden zugunsten des EU-Haushalts vereinnahmt und so be-
handelt, dass die regulären Zahlungen der Mitgliedstaaten zum Budget vermindert 
werden; sie eröffnen also keine zusätzlichen Ausgabespielräume.

Im Jahr 2007 leitete die EU-Kommission insgesamt 2.394 Vertragsverletzungs-
verfahren ein, davon 1.760 Mahnschreiben, 423 begründete Stellungnahmen und 
211 Klagen. Rumänien, das am 1. Januar 2007 der EU beigetreten ist, führt die 
Liste der „Sünder“ gegen EU-Recht mit 200 Verfahren an, vor Italien mit 159 
und Portugal mit 136 Verfahren (Abbildung 4).

Betrachtet man nur die 15 alten Mitgliedstaaten, sind auch Aussagen zur 
zeitlichen Entwicklung möglich (Tabelle 3). Im Zeitraum von 1998 bis 2007 war 
die Gesamtzahl der Vertragsverletzungsverfahren leicht rückläufig. 1998 waren 
es 1.899 und 2007 dagegen 1.414. Eine Spitze wurde im Jahr 2003 mit 2.30027 
erreicht. Dies ist nach den Ausführungen der Kommission vor allem auf die 

27 Zeichnet man die Werte der Jahre 1998 bis 2007 in ein Diagramm ein und legt durch die entstandene Kurve eine 
Trendlinie, so wird diese durch die folgende Gleichung beschrieben: y = 1954,2 – 27,5x.

Neu eingeleitete Vertragsverletzungs-	 Tabelle 3

verfahren (EU-15)
Mahnschreiben Begründete 

Stellungnahme
Klage Insgesamt

1998 1.101 675 123 1.899

1999 1.075 460 178 1.713

2000 1.317 460 172 1.949

2001 1.050 569 162 1.781

2002 995 487 180 1.662

2003 1.552 533 215 2.300

2004 1.182 453 202 1.837

2005 1.055 561 165 1.781

2006 998 520 175 1.693

2007 935 290 189 1.414

Quellen: Europäische Kommission 2008a; 2007a; 2003a; eigene Berechnungen
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Nichtmitteilung von nationalen 
Umsetzungsmaßnahmen in Be-
zug auf EU-Richtlinien und tech-
nische Normen zurückzuführen. 
Die Zahl der Vertragsverletzungs-
verfahren wegen Nichtmitteilung 
war 2003 gegenüber dem Vorjahr 
um mehr als 90 Prozent angestie-
gen (Europäische Kommission, 
2004a, 4). Im Trend leicht rück-
läufig waren auch die Mahn-
schreiben sowie die begründeten 
Stellungnahmen, während die 
Zahl der Klagen, also der „harten 
Fälle“, leicht zugenommen hat.

Die Kommission gliedert in 
ihren Jahresberichten die insge-
samt anhängigen Vertragsverlet-
zungsverfahren nach Politikbe-
reichen auf (Tabelle 4). Danach 
hat es die meisten Verstöße im 
Bereich der Umwelt und des Bin-
nenmarktes gegeben.

Das belegt unter anderem 
ebenfalls, dass es noch Lücken im 
Binnenmarkt gibt. Allerdings 

wird daraus nicht deutlich, welche Bereiche des Gemeinsamen Marktes vom nicht 
vertragskonformen Verhalten der Mitgliedstaaten am meisten betroffen sind. Um 
hier zu weiteren Aussagen zu gelangen, müssen die Urteile des Europäischen 
Gerichtshofs eingehender analysiert werden. Danach wird ein Teilbereich – die 
Vertragsverletzungsverfahren im öffentlichen Auftragswesen – näher unter-
sucht.

5.2 Empirische Evidenz: Analyse der EuGH-Urteile
Ausweislich des Jahresberichts des Europäischen Gerichtshofs für 2007  

wurde in 143 Vertragsverletzungsverfahren ein Urteil gesprochen, in 127 Fällen 
endeten die Rechtssachen mit einer Verurteilung und in 16 Fällen mit einer Ab-
weisung des Verfahrens. Das entspricht einer Verurteilungsquote von 89 Prozent. 

Vertragsverletzungs-	 Tabelle 4

verfahren nach Politikbereichen
am 31. Dezember 2007 anhängige Verfahren

Umwelt 741

Binnenmarkt und Dienstleistungen 602

Steuern, Zollunion 480

Gesundheit, Verbraucherschutz 300

Energie und Verkehr 291

Beschäftigung, Soziales 257

Unternehmen und Industrie 244

Justiz, Freiheit, Sicherheit 242

Informationsgesellschaft 66

Wettbewerb 48

Landwirtschaft 41

Fischerei 33

Budget 30

Bildung, Kultur 13

Regionalpolitik 7

Juristischer Dienst 4

Handel 4

Erweiterung 3

Personal und Verwaltung 1

Eurostat 1

Insgesamt 3.408

Quelle: Europäische Kommission, 2008a, 13
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Auch in den Jahren davor lag diese 
Quote in einer ganz ähnlichen 
Größenordnung (Abbildung 5). Im 
Durchschnitt der betrachteten Jahre 
ergibt sich ein Wert von circa  
93 Prozent.

Über eine Datenbank die auf der 
Internetseite des Europäischen Ge-
richtshofs zugänglich gemacht wird, 
lassen sich die Urteile gegen Mit-
gliedstaaten insgesamt und nach 
Sachgebieten gegliedert recherchie-
ren.28 Ermittelt wurden für den Zeit-
raum von Januar 2000 bis Juli 2008 
alle Urteile des Europäischen Gerichtshofs gegen die Mitgliedstaaten Deutschland, 
Frankreich, Griechenland, Italien, Spanien und das Vereinigte Königreich. Diese 
Länder erwirtschaften rund 73 Prozent des gemeinsamen BIP der EU-27, sodass 
sie nahezu drei Viertel des Binnenmarktes der EU abdecken.

Insgesamt verzeichnet die Datenbank in diesem Zeitraum 490 Urteile gegen 
diese sechs Länder, davon 124 gegen Italien, 117 gegen Frankreich, 81 gegen 
Spanien, 65 gegen Griechenland, 64 gegen Deutschland und 39 gegen das  
Vereinigte Königreich. Berücksichtigt wurden nur Entscheidungen, in denen  
der verklagte Mitgliedstaat verurteilt, also ein Vertragsverstoß durch das Ge- 
richt festgestellt wurde. Die Datenbank lässt überdies eine Suche nach Sach
gebieten zu, sodass eine Unterscheidung nach Binnenmarktbereichen möglich 
ist. Das Ergebnis dieser Auswertung ist in Tabelle 5 und in Abbildung 6 wieder-
gegeben.

Für die Zwecke dieser Untersuchung wurden die Urteile in den Kategorien 
freier Dienstleistungsverkehr, freier Warenverkehr, Freizügigkeit, Niederlassungs-
freiheit, staatliche Beihilfen, Wettbewerb, Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts, freier Kapitalverkehr sowie Unionsbürgerschaft als binnenmarktre-
levant eingestuft. Danach sind die genannten Mitgliedstaaten in 131 Fällen wegen 
eines Verstoßes gegen die Regeln des Binnenmarktes der EU verurteilt worden, 
wobei mit den meisten Urteilen Verstöße im Bereich des freien Dienstleistungs-
verkehrs geahndet wurden, gefolgt von der Freizügigkeit und dem freien Waren-
verkehr. Größte „Sünder“ wider den Gemeinsamen Markt waren nach diesem 
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Quelle: Europäischer Gerichtshof, verschiedene Jahrgänge

28 URL: http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=de, Alle Gerichte, Suche beschränkt auf Urteile.
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Indikator in absoluten Fallzahlen 
Italien und Spanien vor Frankreich. 
Tabelle 5 zeigt, dass die Verstöße 
gegen den europäischen Binnen-
markt, die vom Europäischen Ge-
richtshof festgestellt wurden, alle 
vier Grundfreiheiten betreffen.

Zu einem ähnlichen Ergebnis ge-
langt man, wenn die Urteile des 
EuGH mithilfe der Rechtsdatenbank 
EUR-Lex analysiert werden. Dazu 
wurden die Leitsätze der jeweiligen 
Urteile daraufhin untersucht, ob der 
Europäische Gerichtshof das Land 
für schuldig befunden hat, gegen 
einen binnenmarktrelevanten Arti-
kel des EG-Vertrags verstoßen zu 
haben (vgl. Übersicht 1, Seite 6). 
Italien und Spanien haben nach die-
ser Vorgehensweise ebenso am 
häufigsten Binnenmarktregelungen 
nicht eingehalten. Allerdings erge-
ben sich insgesamt etwas geringere 
Fallzahlen als bei der Auswertung 
der EuGH-Datenbank. Dies kann 
damit erklärt werden, dass bei der 
Auszählung anhand binnenmarkt
relevanter Artikel des EG-Vertrags 
„indirekte“ Verstöße gegen den 
Binnenmarkt nicht berücksichtigt 
werden können. Mit „indirekt“ sind 

solche Fälle gemeint, in denen durch Verstöße gegen sekundärrechtliche Vor-
schriften die primärrechtlich verankerten Grundfreiheiten des Binnenmarktes 
beeinträchtigt wurden.29

Urteile des EuGH in	 Tabelle 5 
Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Mitgliedstaaten
1. Januar 2000 bis 31. Juli 2008, nach Sachgebieten

Freier Dienstleistungsverkehr 29

Freier Warenverkehr 23

Freizügigkeit 23

Niederlassungsfreiheit 18

Staatliche Beihilfen 17

Wettbewerb 10

Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts 6

Freier Kapitalverkehr 3

Unionsbürgerschaft 2

Summe binnenmarktrelevanter Urteile 131

Umwelt und Verbraucher 148

Sozialpolitik 29

Steuerrecht 29

Unternehmensrecht 29

Rechtsangleichung 27

Verkehr 21

Industriepolitik 18

Landwirtschaft 16

Fischereipolitik 10

Energie 7

Sonstige 25

Insgesamt 490

Summe binnenmarktrelevanter Urteile, 
in Prozent aller Urteile 27
Verurteilungen; berücksichtigte Länder: Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Spanien und Vereinigtes Königreich.
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis einer Auswertung von 
Europäischer Gerichtshof, 2009

29 Ein Beispiel: Griechenland wurde am 18. Juli 2007 in der Rechtssache C-26/07 verurteilt, weil es die Richtlinie 
2004/80/EG des Rates vom 29. April 2004 zur Entschädigung der Opfer von Straftaten nicht innerhalb der vorge-
schriebenen Frist in nationales Recht umgesetzt hat. Dies hat indirekten Einfluss auf den Binnenmarkt in der EU, 
denn der erste Erwägungsgrund dieser Richtlinie stellt ausdrücklich einen Bezug zur Beseitigung der Hindernisse 
für den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft her.
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1. Januar 2000 bis 31. Juli 2008

Frankreich

Deutschland

Italien

Vereinigtes Königreich

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis einer Auswertung von 
Europäischer Gerichtshof, 2009  
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Freier Warenverkehr: Eine 
Reihe von Urteilen stellt fest, dass 
die Mitgliedstaaten zu Einfuhr
beschränkungen greifen oder gegen 
den Inhalt von Artikel 30 verstoßen, 
der vorgibt, dass die aus bestimmten 
Gründen zulässigen Ausnahmen 
von Beschränkungen weder will-
kürlich diskriminieren, noch eine 
verschleierte Beschränkung des 
innergemeinschaftlichen Handels 
darstellen dürfen. Italien hatte den 
Verkauf von Energiegetränken, de-
ren Koffeingehalt eine bestimmte 
Grenze überschreitet, verboten. Das 
Land hatte nicht begründet, warum 
diese Grenze zum Schutz der Ge-
sundheit erforderlich und verhältnismäßig sein sollte. Der Europäische Gerichts-
hof sah darin einen Verstoß gegen die Artikel 28 und 30 EG-Vertrag. Ein ähnlicher 
Fall betraf die italienische Vorschrift, wonach Kakao- und Schokoladeerzeugnisse, 
die in anderen Mitgliedstaaten rechtmäßig in den Verkehr gebracht wurden, in 
Italien nur unter der Bezeichnung „Schokoladeersatz“ verkauft werden durften, 
wenn sie andere pflanzliche Fette als Kakaobutter enthalten. Auch hier stellte der 
Europäische Gerichtshof einen Verstoß gegen das Verbot mengenmäßiger Ein-
fuhrbeschränkungen fest. Deutschland hatte die Einfuhr und den Vertrieb eines 
Knoblauchpräparates nicht genehmigen wollen, weil es sich dabei nicht um ein 
Lebensmittel, sondern um ein Arzneimittel handele. Der Europäische Gerichtshof 
hatte auch hierin einen Verstoß gegen Artikel 28 und 30 des EG-Vertrags gesehen. 
In Frankreich durften nur Golderzeugnisse mit einem Feingehalt von mindestens 
750 Promille unter der Bezeichnung „Gold“ vertrieben werden. Der Verkauf von 
Erzeugnissen mit einem geringeren Feingehalt war nur unter der Bezeichnung 
„Goldlegierung“ gestattet. Der Europäische Gerichtshof bezeichnet diese Vorschrift 
als einen Verstoß gegen das Verbot der Maßnahmen gleicher Wirkung.

Freizügigkeit: Frankreich ist im Jahr 2008 verurteilt worden, weil für die 
Tätigkeit als Kapitän auf allen Schiffen mit französischer Flagge die französische 
Staatsbürgerschaft vorausgesetzt wird. Der EuGH sah darin einen Verstoß gegen 
Artikel 39 EG-Vertrag (Freizügigkeit). Ebenfalls ein Verstoß gegen das Recht 
auf Freizügigkeit erkannte der Europäische Gerichtshof im Jahr 2006 darin, dass 
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Frankreich eine Richtlinie nicht vollständig in nationales Recht umgesetzt hatte, 
mit der die Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise insbesondere in 
Gesundheitsberufen geregelt wurde. Im selben Jahr war auch Deutschland wegen 
des gleichen Verstoßes vom EuGH verurteilt worden. Ein ähnlicher Fall führte 
2008 zu einem Urteil gegen Spanien, weil das Land die Vorschriften über die 
Befähigungsnachweise für Krankenhausapotheker nicht in nationales Recht 
übernommen hatte. 2004 verklagte die Kommission die italienische Republik, 
weil diese im Fall eines Lehrers dessen in Frankreich erlangte Berufserfahrung 
an einer Schule bei der Bemessung des Gehalts und anderer Beschäftigungsbe-
dingungen nicht berücksichtigen wollte. Der Europäische Gerichtshof sah hierin 
einen Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, der sich aus dem Gemein-
schaftsrecht für EG-Arbeitnehmer ergibt. 

Freier Dienstleistungsverkehr: Hier führt Italien die Rangliste der Verurtei-
lungen wegen Vertragsverletzung an. Die elf recherchierten Fälle betreffen einen 
Zeitraum am Anfang dieses Jahrzehnts. 2003 wurde die Italienische Republik 
verurteilt, weil sie verlangte, dass Patentanwälte aus anderen Mitgliedstaaten nur 
dann Dienstleistungen am italienischen Patentamt erbringen können, „wenn sie 
in das italienische Register der Patentanwälte eingetragen sind und einen Wohn-
sitz oder eine berufliche Niederlassung in Italien haben“. Ein weiterer Fall betraf 
die italienische Vorschrift, dass Architekten aus anderen Mitgliedstaaten, die in 
Italien tätig werden möchten, unter anderem verpflichtet sind, sich bei der örtlich 
zuständigen regionalen Architektenkammer registrieren zu lassen. Damit werde 
die Erbringung der ersten Dienstleistung dieser Architekten in Italien verzögert. 
Deutschland wurde im Jahr 2007 zweimal wegen Verstoßes gegen die Dienstleis
tungsfreiheit verurteilt. Zum einen verlangte Deutschland von privaten Kontroll-
stellen für Erzeugnisse des ökologischen Landbaus aus anderen Mitgliedstaaten 
eine inländische Niederlassung, um hierzulande ihre Dienstleistungen erbringen 
zu können. Zum anderen gab es bei Schulgeldzahlungen für den Besuch privater 
Schulen in anderen Mitgliedstaaten eine einkommensteuerrechtliche Diskrimi-
nierung. Nur Schulgeld für Privatschulen im Inland konnte als Sonderausgabe 
bei der Berechnung der Einkommensteuer abgezogen werden. 2006 gewann die 
Kommission eine Vertragsverletzungsklage gegen Spanien, weil es nicht die 
notwendigen Vorschriften erlassen hatte, um die Anerkennung beruflicher Be
fähigungsnachweise für Privatdetektive sicherzustellen.

Niederlassungsfreiheit und freier Kapitalverkehr: Im Jahr 2007 sorgte eine 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs in Deutschland für Schlagzeilen, die 
einige Bestimmungen des VW-Gesetzes für mit dem EU-Recht unvereinbar erklärte. 
Der Gerichtshof kritisierte die Begrenzung des Stimmrechts in der Hauptver
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sammlung auf 20 Prozent des Grundkapitals, auch wenn der Anteil eines Aktionärs 
diesen Prozentsatz übersteigt, und er kritisierte die Festlegung einer Sperrminorität 
bei 20 Prozent für wichtige Beschlüsse auf der Hauptversammlung anstelle der im 
deutschen Aktiengesetz vorgesehenen 25 Prozent. Der Europäische Gerichtshof 
sah hierin eine Beschränkung des freien Kapitalverkehrs nach Artikel 56 EG-Ver-
trag. Ähnlich hatte das Gericht 2002 gegen Frankreich geurteilt. Auch hier sah es 
eine Beschränkung des Kapitalverkehrs, weil der Staat eine mit besonderen Rech-
ten ausgestattete Sonderaktie der Société Nationale Elf-Aquitaine hielt. Spanien 
musste sich im Jahr 2008 vom EuGH vorwerfen lassen, gegen die Kapitalverkehrs- 
und Niederlassungsfreiheit verstoßen zu haben. Seit 2006 sind in Spanien bestimmte 
Beteiligungen an Unternehmen, die einer regulierten Tätigkeit im Energiesektor 
nachgehen, von der Genehmigung durch die nationale Energiekommission ab
hängig. Spanien hat diese Regelung beim öffentlichen Übernahmeangebot von 
E.ON in Bezug auf das spanische Energieunternehmen Endesa angewendet.

Nachdem diese Auswertung der Urteile des Europäischen Gerichtshofs in den 
Vertragsverletzungsverfahren auf Lücken im Binnenmarkt schließen lässt, werden 
im Folgenden die Entscheidungen des EuGH in einem Teilbereich, dem öffent-
lichen Auftragswesen, noch etwas näher untersucht.

5.3 Spezialfall: Öffentliches Auftragswesen
Auch die Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen durch die öffentliche 

Hand in den Mitgliedstaaten fällt unter die vier Grundfreiheiten des Binnen-
marktes. Dabei ergibt sich die Liberalisierung des öffentlichen Vergabewesens 
aus der unmittelbaren Geltung der Niederlassungs-, Dienstleistungs- und Waren-
verkehrsfreiheit sowie dem allgemeinen Diskriminierungsverbot (Oppermann, 
2005, 553). Obwohl diese Freiheiten schon im EWG-Vertrag von 1957 enthalten 
sind, wurde mit dem Binnenmarktprogramm von 1985 ein erneuter Anlauf un-
ternommen, um das öffentliche Beschaffungswesen dem EU-weiten Wettbewerb 
auszusetzen. Ziel war es sicherzustellen, dass sich alle Unternehmen aus der EU 
an öffentlichen Ausschreibungen beteiligen können und eine faire Chance haben, 
den Zuschlag zu erhalten. Durch offene und transparente Ausschreibungen und 
Vergabeverfahren sollen der Wettbewerb gefördert, das Preis-Leistungs-Verhältnis 
verbessert und Steuergelder sparsamer verwendet werden. Nach Auffassung der 
Kommission haben die EU-Vergaberichtlinien (Übersicht 4) die Preise für die 
öffentlichen Auftraggeber um etwa 30 Prozent gesenkt.30

30 Vgl. dazu die Pressemitteilungen der Europäischen Kommission Nr. IP/04/149 und IP/05/855, abrufbar über die 
Datenbank Rapid, URL: http://europa.eu/rapid/setLanguage.do?language=en [Stand: 2009-03-24].
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Die Europäische Kommission hat den Umfang öffentlicher Beschaffungen 
zuletzt für 2002 auf 16,3 Prozent des gemeinsamen BIP der damals 15 EU-
Mitgliedstaaten beziffert (European Commission, 2004, 4 f.) Diese Relation sei 
seit 1995 ziemlich konstant geblieben, tatsächlich lässt sich aus den Daten der 
Kommission in diesem Zeitraum aber ein Rückgang um 1 Prozentpunkt feststel-

EU-Rechtsvorschriften für das öffentliche	 Übersicht 4 
Auftragswesen

Das EG-Vergaberecht dient in erster Linie der Marktöffnung, das heißt es soll zur Verwirklichung 
der Grundfreiheiten beitragen und damit die Individualrechte der Bieter garantieren. Die rechtlichen 
Vorschriften sollen die Unternehmen, die in einem anderen Mitgliedstaat für einen öffentlichen 
Auftraggeber tätig werden wollen, vor Diskriminierung schützen. Eine wichtige Maxime dabei ist 
das Transparenzprinzip, das heißt öffentliche Auftraggeber müssen für eine angemessene Öffent-
lichkeit sorgen.

Die primärrechtlichen Vorgaben durch den EG-Vertrag werden in verschiedenen sekundär-
rechtlichen Vorschriften zum öffentlichen Auftragswesen konkretisiert und bezüglich Publizitäts- und 
Transparenzpflichten fortgeschrieben. An erster Stelle ist hier die Richtlinie 2004/18/EG über die 
Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge 
(BLD-Richtlinie) zu nennen. Von Bedeutung ist außerdem die Richtlinie 2004/17/EG zur Koordi-
nierung der Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Ver-
kehrsversorgung sowie der Postdienste (Sektorenrichtlinie). Damit fallen auch Auftraggeber in 
den genannten Sektoren unter die Vergaberegeln des EU-Rechts, sofern es sich um öffentliche 
Unternehmen handelt oder um private Unternehmen, wenn deren Tätigkeit auf der Grundlage 
besonderer oder ausschließlicher Rechte ausgeübt wird. Hier wird wegen der Politiknähe derartiger 
Unternehmen ebenfalls die Gefahr einer diskriminierenden Vergabepraxis gesehen.

Kern der Richtlinien ist die Verpflichtung der öffentlichen Auftraggeber, am Ende eines trans-
parenten und EU-weit publizierten Vergabeverfahrens nach Wirtschaftlichkeitskriterien den Zuschlag 
zu erteilen. Allerdings gelten die Vergaberichtlinien nur für Aufträge ab bestimmten Schwellen-
werten. Für die Vergabe von Bauaufträgen gilt seit dem 1. Januar 2008 ein Schwellenwert von 
5,15 Millionen Euro, für Liefer- und Dienstleistungsaufträge variieren die Schwellen je nach Auf-
traggeber von 133.000 bis 412.000 Euro.31 Aufträge unterhalb dieser Schwellenwerte fallen zwar 
nicht unter die Vergaberichtlinien, allerdings gelten auch hier die Binnenmarktregeln des EG-
Vertrags.32

Die Vergaberichtlinien kennen verschiedene Vergabeverfahren: Das offene Verfahren, das nicht 
offene Verfahren, das Verhandlungsverfahren, den sogenannten wettbewerblichen Dialog sowie 
die sogenannten dynamischen Beschaffungssysteme.

Ergänzt werden die Vergaberichtlinien durch die Rechtsmittel-Richtlinien, die sicherstellen 
sollen, dass unterlegene Bieter die Möglichkeit haben, die materiellrechtlichen Regelungen des 
Vergaberechts auch durchsetzen zu können.
Quellen: Mestmäcker/Schweitzer, 2004, 903 ff.; Scadplus, URL: http://europa.eu/scadplus/leg/de/s11000.htm [Stand: 
2009-03-24]

31 VO (EG) Nr. 1422/2007 der Kommission.
32 Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen in Bezug auf das Gemeinschaftsrecht, das für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge gilt, die nicht oder nur teilweise unter die Vergaberichtlinien fallen, URL: http://eur-lex. 
europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2006:179:0002:0007:DE:PDF [Stand: 2009-03-24].
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len. Wendet man diesen Prozentsatz auf das BIP dieser 15 Länder im Jahr 2008 
an, ist von einem Markt von rund 1.880 Milliarden Euro auszugehen. Bezieht 
man auch die 12 neuen Mitgliedstaaten ein, ergibt sich eine Größenordnung von 
2.035 Milliarden Euro. Jedoch muss wegen der Schwellenwerte (Übersicht 4) 
nur ein Teil davon nach den Maßgaben der EU-Vorschriften europaweit ausge-
schrieben werden. Außerdem sind bestimmte öffentliche Beschaffungen, wie 
Verteidigungsgüter (siehe Abschnitt 3.2) von den spezifischen Regelungen für 
das öffentliche Auftragswesen ausgenommen, bislang jedenfalls. Schätzungs-
weise werden nur 22 Prozent der öffentlichen Beschaffungen öffentlich ausge-
schrieben und damit dem Wettbewerb ausgesetzt (Ilzkovitz et al., 2007, 62).

Gleichwohl bevorzugen staatliche Stellen auch heute noch oftmals nationale, 
regionale oder lokale Anbieter. Zum einen spielt dabei sicher eine Rolle, dass 
man sich Fühlungsvorteile verspricht, zum anderen waren und sind dabei auch 
wirtschaftspolitische Überlegungen von Bedeutung. Öffentliche Auftraggeber 
können nämlich mit einem Auftrag auch konkrete industrie-, regional-, sozial-, 
und arbeitsmarktpolitische Ziele (mit)verfolgen, sodass Unternehmen aus anderen 
Mitgliedstaaten bei der Vergabe benachteiligt werden (Mestmäcker/Schweitzer, 
2004, 904 f.). Protektionistisches Verhalten staatlicher Nachfrager führt freilich 
zu Ressourcenverschwendung. Der Staat zahlt mehr als notwendig für die nach-
gefragte Leistung, und es kommt nicht der günstigste Anbieter zum Zuge.33

Die Mitgliedstaaten verstoßen bei einer Bevorzugung heimischer Anbieter 
gegen das Diskriminierungsverbot und gegen weitere europarechtliche Vorgaben 
des öffentlichen Auftragswesens. Zwei Beispiele aus der jüngsten Zeit: Italien 
hat über einen langen Zeitraum Hubschrauber ohne Ausschreibung direkt von 
einem italienischen Hersteller erworben. Die Europäische Kommission hatte 
dagegen vor dem Europäischen Gerichtshof auf Vertragsverletzung geklagt, der 
EuGH hat dieser Klage am 8. April 2008 stattgegeben (o. V., 2008, 372). Im  
Januar 2008 hat die Kommission beschlossen, Deutschland vor dem EuGH  
zu belangen, weil eine baden-württembergische Körperschaft des öffentlichen 
Rechts einen Lieferauftrag für Software ohne Ausschreibung an eine andere 
Körperschaft des öffentlichen Rechts erteilt hatte (IP/08/124).

Die Europäische Kommission veröffentlicht auf ihrer Homepage Pressemel-
dungen, in denen sie über die Vorwürfe gegenüber einzelnen Mitgliedstaaten zu 
Vertragsverletzungen näher informiert, sodass sich daraus sektorale Schwerpunkte 

33 Als weiteres Argument für eine Bevorzugung heimischer Anbieter wird angeführt, dass staatliche Instanzen in 
der Regel geringeren Sparsamkeitsanreizen unterworfen sind als privatwirtschaftliche Nachfrager (Mestmäcker/
Schweitzer, 2004, 904). Ob dieses Argument in Zeiten knapper öffentlicher Kassen noch sehr belastbar ist, kann 
jedoch bezweifelt werden.
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ableiten lassen. Eine Auswertung 
für den Zeitraum 1. Januar 2000 
bis 30. Juni 2008 ergibt den fol-
genden Befund:

Ausweislich dieser Pressemel-
dungen ist die Kommission in ins-
gesamt 240 Fällen gegen Mitglied-
staaten vorgegangen. Da, wie be-
reits beschrieben, ein Vertragsver-
letzungsverfahren mehrere Stufen 
umfasst, wurden die Informationen 
hinsichtlich der verschiedenen Stu-
fen ausgewertet, um Doppelzäh-
lungen zu vermeiden. Das Ergeb-
nis sind 186 Verfahren.34 Die Auf-
teilung nach Mitgliedstaaten (Ab-
bildung 7) zeigt, dass Deutschland 
und Italien mit jeweils 40 Fällen 
die Rangliste anführen. Mit deut-
lichem Abstand folgen Griechen-
land und Spanien. Dass die Kom-
mission gegen die neuen Mitglied-
staaten ein Vertragsverletzungsver-
fahren bislang nur in ganz wenigen 
Fällen oder gar nicht eingeleitet 
hat, ist wohl weniger deren Rechts
treue geschuldet als vielmehr der 

Tatsache, dass die ersten Beitritte erst 2004 stattgefunden haben. Immerhin sind 
schon zwei Verfahren gegen Polen sowie jeweils ein Verfahren gegen die Slowakei 
und Tschechien anhängig.

Hauptsächlich können zwei Fälle unterschieden werden. Zum einen geht die 
Kommission gegen Mitgliedstaaten vor, die – ihrer Auffassung nach – Rechts-
vorschriften im Bereich des öffentlichen Auftragswesens nicht fristgerecht oder 
nur unzureichend in nationales Recht umgesetzt haben. Beispielsweise hat die 
Kommission gegenüber mehreren Mitgliedstaaten eine unzureichende Umsetzung 

34 Diese Zahl darf nicht als exakter Wert, sondern nur als Größenordnung verstanden werden, da die Abgrenzung 
einzelner Verfahrensschritte zur Vermeidung von Doppelzählungen aufgrund der in den Pressemitteilungen der 
Kommission enthaltenen Informationen nicht immer ganz einfach ist.
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der Rechtsschutzrichtlinie moniert. Konkret ging es darum, dass zwischen der 
Zuschlagsentscheidung durch den öffentlichen Auftraggeber und der Auftrags-
erteilung keine ausreichende Frist bestand, in der abgelehnte Bewerber wirksamen 
Rechtsschutz erlangen konnten.

Zum anderen verfolgt die Kommission Fälle, in denen Mitgliedstaaten bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge gegen die einschlägigen EU-Rechtsvorschriften 
verstoßen. Sowohl der Warenverkehr (Lieferaufträge) als auch der Dienst
leistungsverkehr (Bauaufträge) sind hiervon betroffen.

Unterzieht man die Vertragsverletzungsverfahren gegen die einzelnen Mit-
gliedstaaten einer genaueren Prüfung, zeigt sich, dass es unterschiedliche natio-
nale Schwerpunkte gibt. So sind in Deutschland in fast der Hälfte der Fälle die 
Bereiche Abfallwirtschaft und Müllentsorgung sowie die Abwasserwirtschaft 
betroffen. Eine mögliche Erklärung mag der föderale Staatsaufbau der Bundes-
republik Deutschland sein. Abfall- und Wasserwirtschaft fallen überwiegend in 
die Kompetenz der Kommunen. Ein zweiter, aber mit Abstand kleinerer Schwer-
punkt, ist die Bauwirtschaft. Allerdings sind hier die Zurechnungen nicht immer 
zweifelsfrei möglich, etwa wenn es um den Bau einer Abwasserentsorgungsan-
lage geht. Die übrigen Vertragsverletzungsverfahren betreffen sehr unterschied-
liche Fälle. Sie reichen von Gruppenpensionsversicherungen, die Behörden und 
kommunale Unternehmen abgeschlossen haben, bis hin zur Vergabe von Trans-
portaufträgen für Kunstwerke im Zusammenhang mit vorübergehenden Ausstel-
lungen. Eine Schwerpunktbildung ist hier nicht erkennbar.

Anders ist die Situation in Italien. Hier dominiert als sektoraler Schwerpunkt 
eindeutig die Bauindustrie mit einer zweistelligen Fallzahl. Die Abfallwirtschaft 
spielt zahlenmäßig nur eine geringere Rolle. Aber auch hier ist die Abgrenzung 
nicht immer ganz eindeutig. Darüber hinaus hat die Kommission gegen Italien 
mehrfach Verfahren eingeleitet, weil staatliche Stellen Hubschrauber für den nicht 
militärischen Bedarf nicht im Wettbewerb beschafft haben. Bemängelt wurde 
auch die Vergabe von Wettkonzessionen ohne Ausschreibung.

Spanien musste sich ebenfalls schon von der Kommission fragen lassen, wieso 
es die Lieferung von Hubschraubern nicht im Amtsblatt der EU ausgeschrieben 
hat. Ein Schwerpunkt der Vertragsverletzungsverfahren gegen Spanien liegt aller
dings bei der nach Ansicht der Kommission nicht korrekten Umsetzung von 
Richtlinien des öffentlichen Auftragswesens. Ein weiterer Schwerpunkt betrifft 
den Bereich der Bauwirtschaft.

Auch in Frankreich und Griechenland zählt die Bauwirtschaft zu den Sektoren, 
in denen nach Ansicht der Kommission relativ häufig gegen Vorschriften des 
öffentlichen Beschaffungswesens verstoßen wird. Frankreich hat ebenfalls Prob
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leme mit Brüssel wegen der Beschaffung von Hubschraubern für zivile Zwecke. 
Daneben waren in Griechenland auch die Beschaffung von U-Bahn-Zügen durch 
die Stadt Athen und öffentliche Aufträge für medizinische Produkte Gegenstand 
von Verfahren der Kommission.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es zwischen den untersuchten 
Mitgliedstaaten zwar unterschiedliche Schwerpunkte bei den Vertragsverletzungs-
verfahren gibt, dass sich aber insbesondere im Zusammenhang mit Bauleistungen 
sowie mit Dienstleistungen im Bereich der Abfall- und Abwasserwirtschaft Ver-
stöße gegen den europäischen Binnenmarkt im öffentlichen Auftragswesen 
häufen.

Der festgestellte sektorale Schwerpunkt in der Bauwirtschaft deckt sich mit 
anderen Quellen, so einer Befragung von Personalverantwortlichen aus 32 Un-
ternehmen des Baugewerbes zwischen Februar 2003 und April 2004 (Möhle, 
2005, 10535). Generell wurde darin festgestellt, dass es in vielen Mitgliedstaaten 
der EU an der gesellschaftlichen Akzeptanz mangele, dass Firmen aus dem Aus-
land auf dem Heimatmarkt Bauleistungen erbringen. Die Befragten berichten 
darüber, dass Aufträge aufgespalten würden, um die Schwellenwerte zu unter-
schreiten und so die europarechtlich gebotene europaweite Ausschreibung zu 
umgehen (Möhle, 2005, 113). Auch eine große Zahl von Genehmigungserfor-
dernissen, die Schwerfälligkeit und die mangelnde Transparenz von Genehmi-
gungsverfahren sowie behördliche Ermessensspielräume (Möhle, 2005, 110) 
behinderten international tätige Unternehmen der Bauwirtschaft. Wettbewerbs-
beschränkungen kommen überdies auch durch eine fehlerhafte oder verzögerte 
Rechtsumsetzung zustande (Möhle, 2005, 110 f.). Von den Ländern, in denen 
Bauunternehmen auf Hindernisse stoßen, wurden namentlich Frankreich, Öster-
reich und Spanien genannt.

Eine Studie der OECD (Grosso et al., 2008, 13 ff.) kommt ebenfalls zu dem 
Ergebnis, dass der Handel mit Baudienstleistungen von vielfältigen Regulierungen 
betroffen ist. Die meisten Regulierungen betreffen dabei die Errichtung und die 
Tätigkeit einer Niederlassung im Ausland. Zum einen werden Gesundheits-, 
Sicherheits-, Umwelt und Raumplanungsregulierungen genannt. Zum anderen 
üben auch quantitative Vorgaben wie Erfordernistests, Vorschriften über die 
Rechtsformen, Regelungen über die Arbeitnehmerfreizügigkeit sowie die Aner-
kennung von beruflichen Qualifikationen einen restriktiven Einfluss auf die 
grenzüberschreitende Bautätigkeit aus. Die Untersuchung macht aber auch deut-

35 Dabei ging es um die Frage, inwieweit sich im Rahmen des europäischen Integrationsprozesses ein europäischer 
Arbeitsmarkt entwickelt hat (Möhle, 2005, 104).
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lich, dass die Regelungen innerhalb von regionalen Handelsabkommen, zu denen 
in der OECD-Untersuchung auch die EU gezählt wird, für Unternehmen aus 
Mitgliedstaaten der jeweiligen regionalen Abkommen liberaler sind (Grosso  
et al., 2008, 24 f.).

Zusammenfassung und Ausblick 

Diese Bestandsaufnahme hat gezeigt, dass es auch im zweiten Jahrzehnt nach 
der offiziellen Binnenmarktvollendung am 31. Dezember 1992 noch Lücken im 
Gemeinsamen Markt gibt und der freie Verkehr von Personen, Waren, Dienst
leistungen und Kapital nach wie vor auf vielfältige Hindernisse trifft.

Eine Auswertung von 490 Urteilen des Europäischen Gerichtshofs gegen 
Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien, Spanien und das Vereinigte 
Königreich in der Zeit zwischen Januar 2000 und Juli 2008 ergab 131 Fälle, in 
denen die Mitgliedstaaten wegen eines Verstoßes gegen die Regeln des Gemein-
samen Marktes verurteilt worden sind. Das entspricht einem Anteil von gut einem 
Viertel aller Verurteilungen in den untersuchten Vertragsverletzungsverfahren. 
Italien wurde 36-mal verurteilt, Spanien 31-mal und Frankreich 29-mal. Die 
meisten Urteile betrafen Verstöße gegen den freien Dienstleistungsverkehr (29) 
gefolgt vom freien Warenverkehr und der Freizügigkeit (jeweils 23).

Die Schwierigkeiten, einen Binnenmarkt für Dienstleistungen zu schaffen, 
haben sich auch an den Auseinandersetzungen um die von der Kommission 2004 
vorgeschlagene Dienstleistungsrichtlinie gezeigt. Aufgrund heftiger Widerstände 
im Europäischen Parlament und in einigen Mitgliedstaaten ist es nicht gelungen, 
das Herkunftslandprinzip oder Prinzip der gegenseitigen Anerkennung, das der 
Europäische Gerichtshof für den Warenverkehr entwickelt hat, auch für den 
Dienstleistungsverkehr in den einschlägigen Vorschriften des Sekundärrechts zu 
verankern.

Besonders anfällig für Hürden im Binnenmarkt erweist sich der Bereich des 
öffentlichen Auftragswesens, wie auf der Grundlage einer Analyse ausgewählter 
Vertragsverletzungsverfahren festgestellt werden konnte. Dies hängt damit zu-
sammen, dass die Mitgliedstaaten mit den öffentlichen Aufträgen meist nicht nur 
Beschaffungsziele, sondern gleichzeitig auch wirtschaftspolitische Ziele unter-

6
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schiedlicher Art verfolgen. Betroffen von den Binnenmarkthemmnissen bei 
staatlichen Beschaffungsmaßnahmen sind besonders die Bauwirtschaft und die 
Abfall- und Entsorgungswirtschaft.

Bestätigt werden diese Ergebnisse durch andere Untersuchungen. So hat eine 
Befragung von Personalverantwortlichen in Bauunternehmungen gezeigt, dass 
besonders in Frankreich, Österreich und Spanien ausländische Bauunternehmen 
auf vielfältige Hindernisse stoßen. Eine Studie der OECD kommt zu dem Schluss, 
dass grenzüberschreitende Bauleistungen vielfältigen Regulierungen unterworfen 
sind. Eine Befragung spanischer Unternehmen durch das spanische Industrie- und 
Handelsministerium hat ergeben, dass es vor allem technische Handelshemmnisse 
wie Normen und Standards sowie Probleme mit Konformitätsbewertungen sind, 
die Unternehmen den Zugang zum europäischen Binnenmarkt erschweren.

Die vorliegende Auswertung kommt damit zu dem Ergebnis, dass es auch 
heute noch Mängel im Gemeinsamen Markt und nach wie vor versteckt protek-
tionistische Elemente gibt, zumindest aber die Bedeutung der Binnenmarktfrei-
heiten von manchen staatlichen Stellen noch nicht richtig eingeschätzt wird. 
Hinzu kommen in jüngster Zeit zusätzliche Bedrohungen für den europäischen 
Binnenmarkt im Zusammenhang mit der Finanz- und Wirtschaftskrise. Staatliche 
Rettungsprogramme, die von den Regierungen der Mitgliedstaaten aufgelegt 
wurden, um die Folgen der Krise für Banken und Unternehmen abzumildern, 
waren nicht immer mit den Prinzipien des Gemeinsamen Marktes zu vereinbaren. 
Besonders die französische Regierung wurde heftig für ihre Pläne kritisiert, die 
Hilfen für die heimische Automobilindustrie an bestimmte Auflagen zu knüpfen, 
etwa an die Zusage, inländische Zulieferer zu bevorzugen oder als Gegenleistung 
für die zinsgünstigen Kredite keine Werke in Frankreich zu schließen.36 Dies 
wurde als Versuch gewertet, die Beschäftigung und Produktion in den franzö-
sischen Automobilwerken zulasten der Niederlassungen französischer Auto
mobilhersteller in den neuen Mitgliedstaaten Mittel- und Osteuropas zu stützen 
und führte insbesondere zur Kritik der tschechischen Ratspräsidentschaft an der 
französischen Regierung.

36 Paris (dpa) 20. Januar 2009 – Der französische Staat hat am Dienstag zusammen mit den Autokonzernen Renault 
und PSA Peugeot Citroën einen Fonds zur Unterstützung der Autobranche gegründet. Die 300 Millionen Euro des 
Fonds sollen genutzt werden, um international wettbewerbsfähige Zulieferer zu schmieden. Jede Seite trägt ein 
Drittel bei. „Der Fonds wird vom Monatsende an eingreifen“, sagte Premierminister Francois Fillon bei der Ver-
tragsunterzeichnung in Paris. Fillon kündigte weitere Finanzhilfen für die Autobranche an. Die Finanztöchter von 
Renault und PSA haben bereits je 500 Millionen Euro erhalten. Als Gegenleistung forderte Fillon aber, dass die 
Konzerne die Produktion in Frankreich halten und im Inland einkaufen. „Eine Einkaufstrategie der Hersteller, die 
fast ausschließlich nach den niedrigsten Kosten sucht, ist nicht nachhaltig“, sagte Fillon. Eine „echte Neugründung 
des Autopaktes zwischen Herstellern und der ganzen Kette“ sei „notwendig für das Überleben der Lieferanten auf 
unserem Staatsgebiet“.
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37 Vgl. zum Beispiel „Angst, dass es den Falschen hilft“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 27. Januar 2009, 
Seite 2.
38 Vgl. zum Beispiel „Wir dürfen die Fehler von 1929 nicht wiederholen“, EU-Handelskommissarin Catherine 
Ashton, in: Handelsblatt vom 26. Februar 2009, Seite 6.

In Deutschland wurde im Vorfeld der Einführung der Abwrackprämie zumin-
dest vereinzelt kritisiert, die Prämie werde vor allem den Erwerb von ausländischen 
Kleinwagen fördern und nicht den deutschen Automobilherstellern zugute kom-
men.37 Eine Beschränkung auf den Erwerb heimischer Automobile, wäre jedoch 
wegen der offenkundigen Unvereinbarkeit mit den Binnenmarktregeln im poli-
tischen Umsetzungsprozess nicht durchsetzbar gewesen.

Freilich sind Forderungen nach Handelsbeschränkungen und protektionistische 
Maßnahmen infolge der Finanz- und Wirtschaftskrise nicht auf die Mitgliedstaaten 
der EU beschränkt, sondern ein weltweites Phänomen. So hatten die Regierungs
chefs der G-20-Staaten zwar im November 2008 noch zu einem Verzicht auf 
Protektionismus aufgerufen, kurz darauf haben jedoch mehrere Staaten aus die-
sem Kreis ihre Zölle auf verschiedene Produkte angehoben (Krueger, 2009; 
Matthes, 2009, 160). Auch die ursprüngliche „Buy-American-Klausel“ im 
jüngsten Konjunkturpakt der Vereinigten Staaten verstieß eklatant gegen die 
internationale Welthandelsordnung (Matthes, 2009, 161).

Die Europäische Kommission als Hüterin der Verträge und des Wettbewerbs 
in der EU hat zwar den protektionistischen Bestrebungen in den Mitgliedstaaten 
eine klare Absage erteilt.38 Auch der Europäische Rat hat sich in seiner Presse
erklärung anlässlich der informellen Tagung am 1. März 2009 gegen beschrän-
kende Maßnahmen im Bezug auf den Bankensektor ausgesprochen. Die genann-
ten Beispiele zeigen jedoch, dass das protektionistische Denken auch nach über 
50 Jahren Gemeinsamer Markt in der Europäischen Union immer noch nicht 
überwunden ist. An dieser Stelle kann kein Plädoyer für die Vorteilhaftigkeit des 
Freihandels abgeben werden. Es sei jedoch daran erinnert, dass nach weitverbrei-
teter Einschätzung durch Ökonomen die große Depression in den 1930er Jahren 
durch protektionistische Maßnahmen, beginnend mit dem Smoot-Hawley-Act 
von 1930, der dann zu Gegenreaktionen anderer Länder führte, noch verschärft 
worden ist. 1932 betrug das Volumen der Weltexporte schätzungsweise noch  
39 Prozent des Niveaus von 1929 (Krueger, 2009). Ein neuer ökonomischer 
Nationalismus als Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise wäre daher das Letzte, 
was Deutschland, die EU und die Weltwirtschaft brauchen können.
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Kurzdarstellung
Der Beitrag geht der Frage nach, welche Lücken der im Jahr 1992 offiziell 

verwirklichte EU-Binnenmarkt heute noch aufweist. Die Beseitigung von Zöllen 
und anderen offensichtlichen Handelsbeschränkungen haben zwar den freien 
Verkehr von Personen, Waren, Dienstleistungen und Kapital innerhalb der Euro-
päischen Union grundsätzlich befördert. Doch stehen einem echten Binnenmarkt 
immer noch versteckte Barrieren im Weg. Da diese Hemmnisse naturgemäß 
wenig transparent und nicht offenkundig sind, wird zu ihrer Identifizierung eine 
indirekte Methode eingesetzt: die Analyse der Urteile des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH). Die Auswertung von 490 EuGH-Urteilen gegen Deutschland, 
Frankreich, Griechenland, Italien, Spanien und das Vereinigte Königreich im 
Zeitraum von Januar 2000 bis Juli 2008 ergibt 131 Fälle, in denen diese EU-
Mitgliedstaaten wegen eines Verstoßes gegen die Regeln des Gemeinsamen 
Marktes verurteilt worden sind. Die betreffenden Länder erwirtschaften nahezu 
drei Viertel des Bruttoinlandsprodukts der EU. Die meisten Urteile betreffen 
Verstöße gegen den freien Dienstleistungsverkehr. Besonders anfällig für Binnen
marktverstöße erweist sich der Bereich des öffentlichen Auftragswesens, wie 
durch eine Analyse einschlägiger Vertragsverletzungsverfahren gezeigt werden 
kann. 

Abstract
This article examines the gaps that continue to exist in the EU internal market, 

which officially came into force in 1992. The abolition of customs duties and 
other obvious trade restrictions has in principle encouraged the free movement 
of people, goods, services and capital within the European Union. However, 
there remain hidden barriers to the achievement of a genuine internal market. 
Since by their very nature these obstacles are neither obvious nor easy to define, 
an indirect approach has here been taken to identify them: an analysis of the 
decisions of the European Court of Justice (ECJ). A review of 490 ECJ verdicts 
against Germany, France, Greece, Italy, Spain and the United Kingdom from 
January 2000 to July 2008 reveals 131 cases in which these Member States were 
found to have contravened the rules of the Common Market. The countries involved 
account for nearly three quarters of the EU’s GDP. Most of the decisions concerned 
offences against the free movement of services. One area which has proved 
particularly susceptible to infringements of internal market rules is public sector 
procurement, as is shown by an analysis of the relevant proceedings for breach 
of contract. 
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